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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Reinhaltung der 
Bundeswasserstraßen (WStrRG) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, den Gesetzentwurf 
mit der aus der Anlage 2 ersichtlichen Begründung abzulehnen. Die 
Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bundes- 
rates Ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 

Die Bundesregierung legt großen Wert darauf, daß durch die Vor- 
lage dieses Gesetzentwurfs die parlamentarische Behandlung des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts nicht 
verzögert wird. 

Federführend Ist der Bundesminister für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


DrucK: Bonner unlversitäts-Budidrudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für die Bundeswasser- 
straßen (Binnen- und Seewasserstraßen) ein- 
schließlich der ihnen dienenden, im Eigentum 
des Bundes stehenden Häfen und Talsperren 

§ 2 

Relnhalteordnungen 

(1) Für Bundeswasserstraßen oder Teile 
von solchen, die ln ihrer chemischen, physi- 
kalischen oder biologischen Beschaffenheit 
durch das Zuführen von Stoffen — allein 
oder in Verbindung mit Wasserentnahmen 
oder anderen Maßnahmen — in erheblichem 
Maße schädlich verändert werden, können 
durch Rechtsverordnungen Reinhalteordnun- 
gen erlassen werden. Dasselbe gilt, wenn eine 
solche Veränderung (Belastung) zu erwarten 
ist. Die Relnhalteordnungen können insbe- 
sondere vorschreiben, 

1. welchen Mindestanforderungen die Be- 
schaffenheit des Wassers der Bundeswasser- 
straße genügen soll, 

2. welche Wassermengen je nach der Wasser- 
führung insgesamt entnommen werden 
dürfen, 

3. daß bestimmte Stoffe nicht zugeführt 
werden dürfen, 

4. daß bestimmte Stoffe, die zugeführt wer- 
den, bestimmten Mindestanforderungen 
genügen müssen, 

5. welche sonstigen Einwirkungen abzuweh- 
ren sind, durch die die Beschaffenheit des 
Wassers nachteilig beeinflußt werden 
kann. 

(2) Eine Reinhalteordnung soll erst er- 
lassen werden, wenn die Belastung sowie ihre 
Auswirkungen ermittelt worden sind oder 
hierfür ausreichende Erfahrungswerte vor- 
liegen. Dabei sollen insbesondere die Was- 
serführung der Bundeswasserstraße, die 
Menge des Wassers, das aus ihr entnommen 
wird, ferner die Beschaffenheit und die 
Menge der zugeführten Stoffe berücksichtigt 
werden. 

(3) Die Relnhalteordnungen können den 
Gemeingebrauch nach Art und Umfang be- 
schränken. 


(4) Bestimmt die Reinhalteordnung, daß sie 
auch auf bestehende Rechte und Befugnisse 
anzuwenden ist, so gilt sie gegen den Inhaber 
einer Erlaubnis (§ 6), einer Bewilligung (§ 7), 
eines alten Rechts oder einer alten Befugnis 
(§ 18) erst, wenn die Rechte und Befugnisse 
durch besondere Verwaltungsakte der Rein- 
halteordnung angepaßt worden sind; § 15 
Abs. 1 und § 18 Abs. 2 bleiben unberührt. 
Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der 
im Rahmen des Gemeingebrauchs einer Bun- 
deswasserstraße mittels einer Anlage Stoffe 
zuführt. 

§ 3 

Erlaß der Relnhalteordnungen 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, die Relnhalteordnungen zu er- 
lassen; er kann diese Befugnis durch Rechts- 
verordnung auf die Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen des Bundes übertragen. 

(2) Vor dem Erlaß einer Reinhalteord- 
nung Ist der Beirat der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion (§ 34) zu hören. 

§ 4 

Entnahme von Wasser; Zuführen, Lagern 
und Befördern von Stoffen 

(1) Wasser darf einer Bundeswasserstraße 
nur entnommen und Stoffe dürfen ihr nur 
zugeführt werden, soweit dies in Ausübung 
des Gemeingebrauchs (§ 5), einer Erlaubnis 
(§ 6), einer Bewilligung (§ 7), eines alten 
Rechts oder einer alten Befugnis (§ 18), einer 
anderen alten Benutzung (§ 29) oder nach 
den Vorschriften über das Zuführen von 
Stoffen aus Schiffen, schwimmenden Einrich- 
tungen oder Geräten zulässig ist. 

(2) Stoffe dürfen an einer Bundeswasser- 
straße nur so gelagert oder abgelagert wer- 
den, daß eine Verunreinigung des Wassers 
oder eine sonstige nachteilige Veränderung 
seiner Eigenschaften oder des Wasserabflus- 
ses nicht zu besorgen ist. 

(3) Rohrleitungen, die eine Bundeswasser- 
straße kreuzen oder berühren, müssen so be- 
schaffen sein und so verlegt werden, daß die 
in ihnen beförderten Stoffe eine Verunreini- 
gung oder eine sonstige nachteilige Verände- 
rung des Wassers der Bundeswasserstraße 
nicht hervorrufen können. 

(4) Das Einbringen von Stoffen zu Zwek- 
ken der Fischerei durch den Fischereiberech- 
tigten bedarf keiner Erlaubnis oder Bewilli- 
gung. 
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§ 5 


Gemeingebrauch 

(1) Jedermann darf einer Bundeswasser- 
straße in einem Umfange Wasser entnehmen 
und ihr Stoffe zuführen, wie dies nach Bun- 
des- oder Landesrecht als Gemeingebrauch 
gestattet ist. 


(2) Im Rahmen des Gemeingebrauchs darf 
lediglich Abwasser, das 


1. in der eigenen Haushaltung oder Wirt- 
schaft oder 


2. auf Schiffen, welche nicht nur vorüber- 
gehend zu anderen Zwecken als zur 
Schiffahrt verwendet werden (z. B. Wohn- 
schiffe), oder 


3. auf schwimmenden Einrichtungen und Ge- 
räten, welche nicht nur vorübergehend 
festgemacht werden, 

anfällt, in eine Bundeswasserstraße eingelei- 
tet werden, soweit dies nach dem bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Recht als 
Gemeingebrauch zulässig war und die Ein- 
leitung nidit auf Grund des Absatzes 4 oder 
des § 2 Abs. 3 untersagt oder beschränkt 
worden ist. 


(3) Als Wirtschaft im Sinne von Absatz 2 
Nr. 1 gelten der landwirtschaftliche Haus- 
und Hofbetrieb, mit Ausschluß der land- 
wirtschaftlichen Nebenbetriebe, und kleinge- 
werbliche Betriebe von geringem Umfang. 

(4) Die Behörden der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung können den Gemeinge- 
brauch regeln, beschränken oder untersagen, 
wenn der Zustand einer Bundeswasserstraße 
durch ihn nachteilig beeinflußt wird, 

(5) Der Gemeingebrauch an einer Bundes- 
wasserstraße ist unzulässig, soweit Rechte 
anderer entgegenstehen und soweit durch ihn 
Befugnisse anderer beeinträchtigt werden. 


§ 6 

Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis gewährt die widerruf- 
liche Befugnis, einer Bundeswasserstraße zu 
einem bestimmten Zweck in einer nach Art 
und Maß bestimmten Weise Wasser zu ent- 
nehmen oder Stoffe zuzuführen. 


§7 

Bewilligung 

(1) Die Bewilligung gewährt das Recht, 
einer Bundeswasserstraße In einer nach Art 
und Maß bestimmten Weise Wasser zu ent- 
nehmen oder Stoffe zuzuführen. 

(2) Die Bewilligung darf nur erteilt wer- 
den, wenn 

1. dem Unternehmer die Durchführung sei- 
nes Vorhabens ohne eine gesicherte Rechts- 
stellung nicht zugemutet werden kann und 

2. die Benutzung einem bestimmten Zweck 
dient, der nach einem bestimmten Plan 
verfolgt wird. 

(3) Ist zu erwarten, daß die Benutzung 
auf das Recht eines anderen nachteilig ein- 
wirkt, und erhebt der Betroffene Einwendun- 
gen, so darf die Bewilligung nur erteilt wer- 
den, wenn die nachteiligen Wirkungen durch 
Auflagen verhütet oder ausgeglichen wer- 
den. Ist dies nicht möglich, so darf die Be- 
willigung gleichwohl aus Gründen des Wohls 
der Allgemeinheit erteilt werden; der Be- 
troffene Ist durch den Unternehmer zu ent- 
schädigen (§ 25). 

(4) Die Bewilligung wird für eine be- 
stimmte Frist erteilt, die in besonderen Fäl- 
len dreißig Jahre überschreiten darf. Enthält 
die Bewilligungsurkunde keine Frist, so ist 
die Bewilligung für dreißig Jahre erteilt. 

(5) Die Bewilligung geht mit der Wasser- 
benutzungsanlage oder, wenn sie für ein 
Grundstück erteilt ist, mit diesem auf den 
Rechtsnachfolger über, soweit bei der Ertei- 
lung nichts anderes bestimmt Ist. 


§ 8 


Grundsätze für Erlaubnis und Bewilligung 


(1) Die Erlaubnis und die Bewilligung ge- 
währen nicht das Recht, Gegenstände, die 
einem anderen gehören, oder Grundstücke 
und Anlagen, die im Besitz eines anderen 
stehen, in Gebrauch zu nehmen. Sie geben 
auch kein Recht auf Zufluß von Wasser be- 
stimmter Menge und Beschaffenheit; unbe- 
schadet des § 14 berühren sie jedoch nicht 
privatrechtliche Ansprüche auf Zufluß von 
Wasser bestimmter Menge und Beschaffen- 
heit. 


(2) Die Erlaubnis läuft nach dreißig Jahren 
ab, sofern sie nicht für eine kürzere Zeit er- 
teilt worden Ist. 


(2) Die Erlaubnis und die Bewilligung 
stehen unter dem Vorbehalt, daß nachträg- 
lich 
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1. zusätzliche Anforderungen an die Beschaf- 
fenheit einzubringender oder einzuleiten- 
der Stoffe gestellt, 

2. Maßnahmen für die Beobachtung der Was- 
serbenutzung und ihrer Folgen angeord- 
net, 

3. Maßnahmen für eine mit Rücksicht auf 
den Wasserhaushalt gebotene sparsame 
Verwendung des Wassers angeordnet 

werden können. Wird das Wasser auf Grund 
einer Bewilligung benutzt, so müssen die 
Maßnahmen nach Nummer 2 und 3 wirt- 
schaftlich gerechtfertigt und mit der Benut- 
zung vereinbar sein. 

(3) Die Erlaubnis und die Bewilligung sind 
zu versagen, soweit von der beabsichtigten 
Benutzung eine Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit zu erwarten ist, die nicht 
durch Auflagen verhütet oder ausgeglichen 
wird. 

(4) Kann eine Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit durch Maßnahmen von 
Körperschaften des öffentlichen Redits ver- 
hütet oder ausgeglidien werden, so kann dem 
Unternehmer auferlegt werden, zu den 
Kosten dieser Maßnahmen angemessene Bei- 
träge zu leisten. 


§ 9 


Benutzungs'bedingungen und Auflagen 

(1) Die Erlaubnis und die Bewilligung kön- 
nen unter Festsetzung von Benutzungsbe- 
dingungen und Auflagen erteilt werden. Auf- 
lagen sind audi zulässig, um nachteilige Wir- 
kungen für andere zu verhüten oder auszu- 
gleichen. Ferner können durch Auflagen auch 
Maßnahmen zur Beobachtung oder Feststel- 
lung des Zustandes vor der Benutzung sowie 
von Beeinträchtigungen und nachteiligen 
Wirkungen durdi die Benutzung angeordnet 
werden. 

(2) Dem Unternehmer können ferner 
Maßnahmen der Selbstüberwachung auf- 
erlegt werden; hierzu gehören insbesondere 
die Bestellung verantwortlicher Betriebsbe- 
auftragter, die Führung von Büchern oder 
Karteien, die Aufstellung selbstsdireibender 
Geräte oder die Schaffung sonstiger Einrich- 
tungen, durch die Art, Maß und Zeiten der 
Benutzung sowie die Einhaltung der Aufla- 
gen festgestellt werden können. 

(3) Soweit der Unternehmer nadi Absatz 1 
und 2 verpflichtet ist, Einrichtungen herzu- 
stellen, hat er sie auf seine Kosten zu unter- 
halten und zu betreiben. 


§ 10 

Erlaubnisverfahren 

(1) Der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt durch Rechtsverordnung die Behör- 
den der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung, 
die die Erlaubnis erteilen. 

(2) Vor der Erteilung einer Erlaubnis für 
eine Benutzung von größerer Bedeutung soll 
der Antrag öffentlich ausgelegt und mit den 
Beteiligten erörtert werden. 

(3) Die Kosten des Erlaubnisverfahrens 
fallen dem Unternehmer zur Last. Die 
Kosten, die durch mutwillige oder offenbar 
unbegründete Einwendungen entstehen, kön- 
nen jedoch demjenigen auferlegt werden, der 
sie erhoben hat. 

(4) Die Entscheidung über den Erlaubnis- 
antrag ist dem Unternehmer und den sonst 
Beteiligten zuzustellen. 


§ 11 


Bewilligungsverfahren 

(1) Der Antrag auf Erteilung einer Be- 
willigung ist mit den erforderlichen Zeich- 
nungen und Erläuterungen bei der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion elnzureidien, in 
deren Bezirk die beantragte Bewilligung aus- 
geübt werden soll. 


(2) Der Antrag ist In den Gemeinden, In 
deren Bereich die beabsichtigte Benutzung 
sich nach dem Ermessen der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion nicht nur unerheblich 
auswirken kann, vier Wochen zur Einsicht 
auszulegen. Zeit und Ort der Auslegung sind 
öffentlich bekanntzumachen. In der Be- 
kanntmachung ist darauf hinzuweisen, daß 
nach Ablauf der Frist zur Einlegung von Ein- 
wendungen (Absatz 4) Ansprüche wegen der 
nachteiligen Wirkungen der beabsiditigten 
Benutzung nur noch nach § 13 geltend ge- 
macht werden können. Ein Antrag, der 
offenbar unzulässig oder aussichtslos ist, 
braucht nicht ausgelegt und bekanntgemacht 
zu werden. 


(3) Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
soll alle Personen, die nach ihrem Ermessen 
von nachteiligen Wirkungen der Benutzung 
betroffen werden können, auf die Bekannt- 
machung hinwelsen. 

(4) Gegen den Antrag können die Betrof- 
fenen bis zum Ablauf von zwei Wochen seit 
Beendigung der Auslegungsfrist schriftlich 
Einwendungen erheben. 
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(5) Nach Ablauf der Frist des Absatzes 4 
hat die Wasser- und Schiffahrtsdirektion die 
Einwendungen mit den Beteiligten zu erör- 
tern. Bei Benutzungen von überörtlicher Be- 
deutung kann sie den Beirat (5 34) gutacht- 
lich hören. 

(6) Werden gegen eine beabsichtigte Be- 
nutzung auf Grund eines Rechts Einwendun- 
gen erhoben, so kann ein Streit über das Be- 
stehen des Rechts zur richterlichen Entschei- 
dung verwiesen werden. Das Bewilligungs- 
verfahren kann bis zur Erledigung dieses 
Rechtsstreits ausgesetzt werden; es ist aus- 
zusetzen, wenn die Bewilligung bei Bestehen 
des Rechts zu versagen wäre. Wird die Be- 
willigung erteilt, bevor über das Bestehen 
des Rechts rechtskräftig entschieden worden 
ist, so bleibt die Entscheidung über die bei 
Bestehen des Rechts festzusetzenden Aufla- 
gen und Entschädigungen Vorbehalten. 

(7) Die Festsetzung der Entschädigung 
kann einem besonderen Verfahren Vorbehal- 
ten werden, wenn für sie Feststellungen er- 
forderlich sind, die für die Erteilung der Be- 
willigung keine Bedeutung haben. Wird über 
die Entschädigung im Bewilligungsverfahren 
entschieden, so sind die Vorschriften des § 27 
anzuwenden. 

(8) Ist über die Bewilligung für mehrere 
Unternehmen zu entscheiden, die auch bei 
Teilung der verfügbaren Wassermenge oder 
bei Festsetzung verschiedener Benutzungszel- 
ten oder geeigneter Betriebseinrichtungen 
nicht nebeneinander bestehen können, so ist 
für die Entscheidung die Bedeutung des Un- 
ternehmens für das Wohl der Allgemeinheit 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Bedeutung des Unternehmens maßgebend. 

(9) Die Kosten des Bewilligungsverfahrens 
fallen dem Unternehmer zur Last; § 10 
Abs. 3 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 12 

Bewilligungsbeschluß 

(1) Die Bewilligung wird von der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion erteilt. 

(2) Der Bewilligungsbeschluß hat zu ent- 
halten 

1. die genaue Bezeichnung des bewilligten 
Rechtes, des Zwecks, dem das bewilligte 
Recht dient, sowie des Planes, nach dem 
der Zweck verfolgt wird, 

2. die Dauer, die Benutzungsbedingungen 
und die Auflagen des bewilligten Rechts, 


soweit die Festsetzung der Auflagen nicht 
nach § 13 Abs. 1 einem späteren Verfah- 
ren Vorbehalten wird, 

3. die Frist, binnen derer die bewilligte Be- 
nutzung zu beginnen ist, 

4. die Entscheidung über die nach § 11 Abs. 4 
erhobenen Einwendungen, 

5. die Streitigkeiten, die nach § ll Abs. 6 
zur richterlichen Entscheidung verwiesen 
und noch nicht rechtskräftig entschieden 
worden sind, 

6. die Entscheidung über die Entschädigun- 
gen, soweit sie nicht nach § 11 Abs. 6 
Satz 3 oder nach § 13 Abs. 1 einem beson- 
deren Verfahren Vorbehalten wird. 

(3) Der Beschluß über den Bewilligungsan- 
trag Ist dem Unternehmer und denjenigen, 
die Einwendungen erhoben haben, zuzustel- 
len. Er muß mit Gründen versehen sein. 


§ 13 


Nachträgliche Entscheidungen 

(1) Hat ein Betroffener gegen die Ertei- 
lung der Bewilligung Einwendungen erhoben 
und läßt sich zur Zeit der Entscheidung nicht 
feststellen, ob und in welchem Maße nach- 
teilige Wirkungen für sein Recht eintreten 
werden, so ist die Entscheidung über die 
deswegen festzusetzenden Auflagen und die 
Entschädigung einem späteren Verfahren 
vorzubehalten. 


(2) Ist ein Betroffener durch Naturereignisse 
oder andere unabwendbare Zufälle verhin- 
dert worden, gegen die Erteilung der Bewil- 
ligung rechtzeitig Einwendungen zu erhe- 
ben, so können auch nach der Erteilung der 
Bewilligung auf seinen Antrag Auflagen und 
eine Entschädigung festgesetzt werden. Der 
Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach 
dem Fortfall der Hinderungsgründe zu stel- 
len; er Ist ausgeschlossen, wenn seit der Er- 
teilung der Bewilligung ein Jahr verstrichen 
ist. 

(3) Wirkt die bewilligte Benutzung auf 
das Recht eines anderen nachteilig ein, ohne 
daß der Betroffene es während des Verfah- 
rens nach § 11 voraussehen konnte, so kann 
er verlangen, daß dem Unternehmer nach- 
träglich Auflagen gemacht werden. Kann eine 
nachteilige Wirkung durch nachträgliche Auf- 
lagen nicht verhütet oder ausgeglichen wer- 
den, so Ist der Betroffene nach § 25 zu ent- 
schädigen. Der Antrag ist nur innerhalb einer 
Frist von drei Jahren nach dem Zeitpunkt 
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zulässig, zu dem der Betroffene von der 
nachteiligen Wirkung der Benutzung Kennt- 
nis erhalten hat; er ist ausgeschlossen, wenn 
nach Herstellung des der Bewilligung ent- 
sprechenden Zustandes dreißig Jahre verstri- 
chen sind. 

§ 14 

Ausschluß von Ansprüchen 

(1) Wirkt eine bewilligte Benutzung auf 
das Recht eines anderen nachteilig ein, so 
kann der Betroffene gegen den Inhaber der 
Bewilligung keine Ansprüche geltend 
machen, die auf Beseitigung der Störung, auf 
Unterlassung der Benutzung, auf Herstel- 
lung von Schutzeinrichtungen oder auf 
Schadenersatz gerichtet sind. Hierdurch wer- 
den Schadenersatzansprüche wegen nachtei- 
liger Wirkungen nidit ausgeschlossen, die 
darauf beruhen, daß der Inhaber der Bewil- 
ligung angeordnete Auflagen nicht erfüllt 
hat. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für vertrag- 
liche Ansprüche. 

§ 15 

Beschränkung und Rücknahme der 
Bewilligung 

(1) Die Bewilligung kann, soweit dies nicht 
schon nach § 8 Abs. 2 ohne Entschädigung 
zulässig ist, gegen Entschädigung (§ 25) be- 
schränkt oder zurückgenommen werden, 
wenn von der uneingeschränkten Fortsetzung 
der Benutzung eine erhebliche Beeinträchti- 
gung des Wohls der Allgemeinheit zu erwar- 
ten ist. 

(2) Die Bewilligung kann ohne Entschädi- 
gung, soweit dies nicht schon nach § 8 Abs. 2 
zulässig ist, nur beschränkt oder zurückge- 
nommen werden, wenn der Unternehmer 

1. die Bewilligung auf Grund von Nachwei- 
sen, die in wesentlichen Punkten unrichtig 
oder unvollständig waren, erhalten hat und 
ihm die Unrichtigkeit oder Unvollständig- 
keit bekannt war, 

2. die Benutzung Innerhalb einer ihm gesetz- 
ten angemessenen Frist nicht begonnen 
oder drei Jahre ununterbrochen nickt aus- 
geübt hat, 

3. den Zweck der Benutzung so geändert hat, 
daß er mit dem Plan (§ 7 Abs. 2 Nr. 2) 
nicht mehr übereinstimmt, 

4. trotz einer mit der Androhung der Rück- 
nahme verbundenen Warnung wiederholt 


die Benutzung über den Rahmen der Be- 
willigung hinaus erheblich ausgedehnt oder 
Auflagen nicht erfüllt hat. 

§ 16 

Vorkehrungen bei Erlöschen einer Erlaubnis 
oder Bewilligung 

(1) Ist eine Erlaubnis oder eine Bewilligung 
ganz oder teilweise erloschen, so kann der 
Unternehmer verpflichtet werden, die An- 
lagen für die Benutzung der Bundeswasser- 
straße ganz oder teilweise zu beseitigen und 
den früheren Zustand wiederherzustellen 
oder andere geeignete Vorkehrungen zur 
Verhütung nachteiliger Folgen zu treffen. 

(2) Wird bei Beschränkung oder Rück- 
nahme einer Bewilligung nach § 15 Abs. 1 
eine Anordnung nach Absatz 1 getroffen, so 
Ist Entschädigung (§ 25) zu leisten. 

§ 17 

Benutzungen durch Verbände 

Wasser- und Bodenverbände und gemeind- 
liche Zweckverbä.nde bedürfen auch dann 
einer Erlaubnis oder einer Bewilligung, wenn 
sie im Rahmen ihrer satzungsmäßigen Auf- 
gaben über die nach diesem Gesetz erlaubnis- 
freie Benutzung hinaus einer Bundeswasser- 
straße Stoffe zuführen oder ihr Wasser ent- 
nehmen wollen. Dies gilt nicht, soweit ein 
altes Recht oder eine alte Befugnis besteht 
oder soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
für Einzelvorhaben durch besondere gesetz- 
liche Vorschrift Abweichendes bestimmt ist. 

§ 18 

Alte Rechte und alte Befugnisse 

(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung 
ist nicht erforderlich für die Benutzung einer 
Bundeswasserstraße durch Wasserentnahme 
oder durch Zuführen von Stoffen 

1. auf Grund von Rechten, die nach den 
Landeswassergesetzen erteilt oder durch 
sie aufrechterhalten worden sind, 

2. auf Grund von Bewilligungen nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über Ver- 
einfachungen im Wasser- und Wasserver- 
bandrecht vom 10. Februar 1945 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 29), 

3. auf Grund einer nach der Gewerbeord- 
nung erteilten Anlagegenehmigung, 

4. auf Grund gesetzlich geregelter Planfest- 
stellungsverfahren oder auf Grund hohelt- 
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licher Widmungsakte für Anlagen des 
öffentlichen Verkehrs, 

wenn bei Verkündung diesem Gesetzes recht- 
mäßige Anlagen für die Benutzung vorhan- 
den sind. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Rechte 
und Befugnisse (alte Rechte und alte Befug- 
nisse) können gegen Entschädigung {§ 25) be- 
schränkt oder aufgehoben werden, soweit 
von der Fortsetzung der Benutzung eine er- 
hebliche Beeinträchtigung des Wohls der All- 
gemeinheit zu erwarten ist. Sie können ohne 
Entschädigung beschränkt oder aufgehoben 
werden, soweit dies nach dem beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Recht zuläs- 
sig war. 

(3) Ist ein altes Recht oder eine alte Be- 
fugnis ganz oder teilweise erloschen, so kön- 
nen in entsprechender Anwendung des § 16 
Abs. 1 Vorkehrungen angeordnet werden, 
soweit dies schon nach dem beim Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes geltenden Recht zulässig 
war oder soweit dies erforderlich ist, um eine 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemein- 
heit zu verhüten. Konnte die Anordnung 
nach dem beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Recht nicht ohne Entschädigung 
getroffen werden, so ist Entschädigung (§ 25) 
zu leisten. 

§ 19 

Anmeldung alter Rechte und alter 
Befugnisse 

(1) Die Inhaber alter Rechte und alter Be- 
fugnisse sind öffentlich aufzufordern, sie bin- 
nen einer Frist von zwei Jahren nach der 
öffentlichen Aufforderung zur Eintragung in 
das Wasserbuch anzumelden; ihre Glaubhaft- 
machung kann verlangt werden. Alte Rechte 
und alte Befugnisse, die bis zum Ablauf die- 
ser Frist nicht angemeldet worden sind, er- 
löschen zehn Jahre nach der öffentlichen 
Aufforderung, soweit sie nicht bereits vor 
Ablauf dieser Frist aus anderen Rechtsgrün- 
den erloschen sind; auf diese Rechtsfolge ist 
in der öffentlichen Aufforderung hinzuwei- 
sen. Satz 2 findet keine Anwendung auf 
Rechte und Befugnisse, die den Behörden der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung bekannt 
sind. Als bekannt gelten die im Grundbuch 
oder in einem nach Landeswasserrecht vorge- 
schriebenen Register eingetragenen Rechte 
und Befugnisse; das gleiche gilt für Rechte 
und Befugnisse, die bis zum Ablauf der Frist 
nach Satz 1 bei einer für das Wasser zustän- 
digen Behörde aktenkundig sind, wenn sie 


bis zum Beginn der Frist nach Satz 1 mittels 
einer rechtmäßigen Anlage ausgeübt wor- 
den sind. 

(2) Dem früheren Inhaber eines nach Ab- 
satz 1 Satz 2 erloschenen alten Rechts ist auf 
seinen Antrag eine Bewilligung im Umfange 
dieses Rechts zu erteilen, soweit die gesetz- 
lichen Voraussetzungen für die Erteilung 
einer Bewilligung vorliegen; § 20 Abs. 2 
Satz 2 ist anzuwenden. 

(3) Wer durch Naturereignisse oder an- 
dere unabwendbare Zufälle gehindert ist, die 
Frist des Absatzes 1 Satz 1 einzuhalten, kann 
die Anmeldung binnen einer Frist von drei 
Monaten nach Beseitigung des Hindernisses 
nachholen. 

§ 20 

Andere alte Benutzungen 

(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung 
wird erst nach Ablauf von zwei Jahren seit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erforder- 
lich für das Zuführen von Stoffen in eine 
Bundeswasserstraße oder für die Entnahme 
von Wasser aus einer Bundeswasserstraße, so- 
weit diese Benutzungen über den Gemein- 
ebrauch (§ 5) hinausgehen, und soweit sie 
eim Inkrafttreten dieses Gesetzes 

1. auf Grund eines Rechts oder einer Befug- 
nis der in § 18 Abs. 1 genannten Art aus- 
geübt werden durften, ohne daß bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes rechtmäßige 
Anlagen vorhanden waren, oder 

2. auf Grund eines anderen Rechts oder in 
sonst zulässiger Weise ausgeübt werden 
durften; für Benutzungen, die nur mittels 
Anlagen ausgeübt werden können, gilt 
dies nur, wenn bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes rechtmäßige Anlagen vorhanden 
waren. 

Ist eine Erlaubnis oder eine Bewilligung vor 
Ablauf von zwei Jahren beantragt worden, 
so darf die Benutzung bis zum Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung über den An- 
trag fortgesetzt werden. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist 
dem Inhaber eines Rechts auf seinen frist- 
gemäß gestellten Antrag eine Bewilligung 
im Umfang seines Rechts zu erteilen; die 
Vorschrift des § 8 Abs. 3 über die Ver- 
sagung einer Bewilligung aus Gründen des 
Wohls der Allgemeinheit bleibt unberührt. 
Der Anspruch auf eine Bewilligung nach 
Satz 1 besteht nicht, soweit nach dem 
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beim Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten- 
den Recht die Aufhebung oder Beschrän- 
kung des Rechts ohne Entschädigung zulässig 
war. 

(3) Wird in den Fällen des Absatzes 2 we- 
gen einer Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit eine Bewilligung versagt oder 
nur in beschränktem Umfange erteilt, so 
steht dem Berechtigten ein Anspruch auf Ent- 
schädigung (§ 25) zu. Dies gilt nicht, soweit 
nach dem beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Recht die Aufhebung oder Be- 
schränkung des Rechts ohne Entschädigung 
zulässig war, 

§ 21 

Wasserzins 

(1) Wenn eine Bundeswasserstraße auf 
Grund einer Erlaubnis oder einer Bewilligung 
durch Entnahme von Wasser oder durch Zu- 
führen von Stoffen benutzt werden darf, so 
ist hierfür ein Wasserzins zu erheben, der im 
Rahmen der wirtschaftlichen Zumutbarkeit 
den in der gewährten Benutzung liegenden 
Vorteil angemessen berücksichtigt. 

(2) Für eine Bewilligung, die nach § 19 
Abs. 2 oder § 20 Abs. 2 anstelle eines Rechts 
erteilt worden ist, darf ein Wasserzins nur er- 
hoben werden, soweit er für das erloschene 
Recht nach dem beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Recht erhoben werden 
konnte. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Höhe des Wasserzinses sowie das Verfahren 
für seine Erhebung zu regeln. 

§ 22 
Notfälle 

Bei Gefahr für Mensch oder Tier oder bei 
Feuersnot bedarf die Benutzung einer Bun- 
deswasserstraße durch die Wasserentnahme 
und das Zuführen von Stoffen keiner Erlaub- 
nis oder Bewilligung. 

§ 23 

Ausgleich von Rechten und Befugnissen 

(1) Soweit das Wasser nach Menge und Be- 
schaffenheit nicht für alle Benutzungen aus- 
reicht oder sich diese beeinträchtigen, können, 
wenn das Wohl der Allgemeinheit es erfor- 
dert, Art, Maß und Zeiten der Ausübung 
von Erlaubnissen, Bewilligungen, alten Rech- 


ten und alten Befugnissen auf Antrag eines 
Beteiligten oder von Amts wegen in einem 
Ausgleichsverfahren geregelt oder beschränkt 
werden. 

(2) Bei der Ausgleichung sind die Interes- 
sen aller Beteiligten und die Bedürfnisse des 
Gemeingebrauchs nach billigem Ermessen zu 
berücksichtigen. Soweit die Regelung oder 
Beschränkung einen Eingriff darstellt, der 
nach diesem Gesetz nur gegen Entschädigung 
zulässig ist, sind als Entschädigung Ausgleichs- 
zahlungen zu leisten. Zu diesen haben die 
durch die Ausgleichung Begünstigten nach 
Maßgabe ihres Vorteils beizutragen. 

(3) Vor Erlaß des Ausgleichsbescheides sind 
die Beteiligten zu hören. Zu den Kosten des 
Ausgleichsverfahrens haben die durch die 
Ausgleichung Begünstigten nach Maßgabe ih- 
res Vorteils beizutragen. 

§ 24 

Beschränkungen durch Maßnahmen im 
öffentlichen Interesse 

Der Inhaber einer Erlaubnis, einer Bewil- 
ligung, eines alten Rechtes oder einer alten 
Befugnis hat zu dulden, daß die Wasserent- 
nahme und das Zuführen von Stoffen durch 
Arbeiten zur Unterhaltung der Bundeswas- 
serstraße oder zu Ihrem Ausbau vorüberge- 
hend behindert oder unterbrochen werden. 
Der Betroffene kann Entschädigung nur ver- 
langen, wenn die Arbeiten zu einer dauern- 
den oder unverhältnismäßig starken Benach- 
teiligung führen. 

§ 25 

Entschädigung 

(1) Ist nach diesem Gesetz Entschädigung 
zu leisten, so ist sie so zu bemessen, daß sie 
die Beeinträchtigung der Nutzungen, die zur 
Zeit des Erlasses des die Entschädigungs- 
pflidit auslösenden Verwaltungsaktes gezo- 
gen werden, angemessen ausgleicht. Hatte 
der Entschädigungsberechtigte Maßnahmen 
getroffen, um die Nutzungen zu steigern, 
und ist es überwiegend wahrscheinlich, daß 
die Maßnahmen die Nutzungen nachhaltig 
gesteigert hätten, so ist dies zu berücksichti- 
gen. Außerdem ist eine infolge des Verwal- 
tungsaktes eingetretene Minderung des ge- 
meinen Wertes von Grundstücken zu berück- 
siditlgen, soweit sie nicht nach Satz 1 oder 2 
bereits auszugleichen ist. 
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(2) Die Entschädigung ist in Geld festzu- 
setzen. Als Entschädigung können auch was- 
serwirtschaftliche oder andere Maßnahmen 
festgesetzt werden, wenn sie mit wirtschaft- 
lich zumutbaren Mitteln durchgeführt wer- 
den können und der Entschädigungsberech- 
tigte zustimmt. 

(3) Die Entschädigung für die Beseitigung 
von Anlagen gemäß § 16 Abs. 2 ist gesondert 
festzusetzen. 

§ 26 

Ansprudi auf Enteignung 

(1) Wird durch eine nach diesem Gesetz 
zulässige Einwirkung dem Eigentümer die 
wirtschaftliche Nutzung eines Grundstücks 
nicht nur vorübergehend unzumutbar er- 
schwert, so kann er verlangen, daß der Ent- 
schädigungspflichtige das Grundstück zu Ei- 
gentum erwirbt. Treffen diese Voraussetzun- 
gen nur auf einen Teil des Grundstücks zu, 
so beschränkt sich das Recht auf diesen Teil, 
es sei denn, daß der übrige Teil für ihn kei- 
nen oder nur einen verhältnismässig geringen 
Wert hätte. 

(2) Ein anderer Berechtigter, dem durch 
eine nach diesem Gesetz zulässige Einwirkung 
die Ausübung eines Rechtes nicht nur vor- 
übergehend unzumutbar erschwert wird, 
kann verlangen, daß der Entschädigungs- 
pflichtige das Recht erwirbt. 

(3) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so kann der Eigentümer die Entziehung des 
Eigentums an dem Grundstück, der andere 
Berechtigte die Entziehung des Rechts verlan- 
gen. Hierfür gelten die Vorschriften der Ent- 
eignungsgesetze. Bei der Festsetzung der Ent- 
schädigung bleibt die Wertminderung außer 
Betracht, die durch die Einwirkung verur- 
sacht worden ist. 

S 27 

Entschädigungs verfahren 

(1) Am Entschädigungs verfahren sind be- 
teiligt der Entschädigungsberechtigte, der 
Entschädigungspflichtige und Dritte, die an 
den Entschädigungsansprüchen Rechte haben. 
Die Dritten sind von der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion insoweit als Beteiligte zu be- 
handeln, als sie ihr nach Absatz 2 benannt 
worden oder sonst bekannt geworden sind. 

(2) Wer Anspruch auf Entschädigung er- 
hebt, hat der Wasser- und Schiffahrtsdirek- 


tion schriftlich oder zur Niederschrift zu er- 
klären, ob und welche anderen Personen nach 
seiner Kenntnis ein Recht auf die Entschädi- 
gung geltend machen oder geltend machen 
können. Die Erklärung ist dem Entschädi- 
gungspflichtigen und den Personen zuzustel- 
len, die als Berechtigte benannt worden sind. 

(3) Vor der Festsetzung der Entschädigung 
hat die Wasser- und Schiffahrtsdirektion auf 
eine gütliche Einigung der Beteiligten hinzu- 
wirken. Kommt eine Einigung zustande, so 
hat die Wasser- und Schiffahrtsdirektion sie 
zu beurkunden und den Beteiligten eine Aus- 
fertigung der Urkunde zuzustellen. In der 
Urkunde sind der Entschädigungspflichtige 
und der Entschädigungsberechtigte zu be- 
zeichnen. 

(4) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so setzt die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
die Entschädigung durch schriftlichen Be- 
scheid fest. In dem Bescheid sind der Entschä- 
digungspflichtige und der Entschädigungsbe- 
rechtigte zu bezeichnen. Der Besdieid ist den 
Beteiligten mit einer Belehrung über Zuläs- 
sigkeit, Form und Frist der Klage (§ 29) zu- 
zustellen. 

(5) Hat die Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion Zweifel, wer entschädigungsberechtigt 
ist, so hat sie anzuordnen, daß die festgesetzte 
Geldentschädigung unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme zu hinterlegen ist. 

§ 28 

Vollstreckung wegen der Entschädigung 

(1) Die Niederschrift über die Einigung 
nach § 27 Abs. 3 ist nach Zustellung an die 
Beteiligten vollstreckbar. Der Festsetzungsbe- 
scheid nach § 27 Abs. 4 ist vollstreckbar, 
wenn er unanfechtbar geworden ist oder das 
Gericht ihn nach § 29 Abs, 4 vorläufig voll- 
streckbar erklärt hat. 

(2) Die Zwangsvollstreckung richtet sich 
nach den Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über die Vollstreckung von Urteilen 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Die voll- 
streckbare Ausfertigung wird von dem Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle des Amts- 
gerichts erteilt, in dessen Bezirk die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion ihren Sitz hat, und, 
wenn das Verfahren bei einem Gericht an- 
hängig Ist, von dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts. In den Fällen 
der §§ 731, 767 bis 770, 785, 786 und 791 
der Zivilprozeßordnung tritt an die Stelle des 
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Prozeßgeridits das Amtsgericht, in dessen Be- 
zirk die Wasser- und Schiffahrtsdirektion ih- 
ren Sitz hat. 

§ 29 

Klage wegen der Entschädigung 

(1) Wegen der Festsetzung der Entschädi- 
gung können die Beteiligten binnen einer 
Notfrist von zwei Monaten nach Zustellung 
des Festsetzungsbescheides Klage vor den or- 
dentlichen Gerichten erheben. Die Klage 
kann auch erhoben werden, wenn die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten nach Erlaß des Verwal- 
tungsaktes, durch welchen die schädigende Be- 
einträchtigung herbeigeführt wird, eine Ent- 
schädigung nicht festgesetzt hat; ist eine Ent- 
schädigung nach § 13 Abs. 2 oder 3 festzu- 
setzen, so beginnt die Frist von sechs Mona- 
ten mit der Antragstellung. 

(2) Für die Klage ist ohne Rücksicht auf 
den Wert des Streitgegenstandes ausschließlich 
das Landgericht zuständig; eine erweiterte 
Zulässigkeit von Rechtsmitteln nach den Vor- 
schriften des § 511a Abs. 4 und des § 547 
Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung wird 
hierdurch nicht begründet, örtlich zuständig 
ist ausschließlich das Landgericht, in dessen 
Bezirk der Entschädigungsberechtigte das 
Recht ausübt oder ausgeübt hat; § 36 Nr. 4 
der Zivilprozeßordnung ist entsprechend an- 
zuwenden. 

(3) Die Klage gegen den zur Entschädi- 
gung Verpflichteten wegen der Entschädi- 
gung in Geld ist auf Zahlung des verlangten 
Betrages oder Mehrbetrages zu richten. Die 
Klage gegen den zur Entschädigung Berech- 
tigten ist darauf zu richten, daß die Entschä- 
digung unter Aufhebung oder Abänderung 
des Festsetzungsbescheides anderweit festge- 
setzt wird. Klagt der Entschädigungspflichti- 
ge, so fallen ihm die Kosten des ersten 
Rechtszuges in jedem Falle ohne Rücksicht 
auf den Ausgang des Rechtsstreites zur Last. 

(4) Das Gericht kann im Falle des Absatzes 
3 Satz 2 auf Antrag des Berechtigten den 
Festsetzungsbescheid für vorläufig vollstreck- 
bar erklären. 

§ 30 

Überwachung der Benutzung 

(1) Wer einer Bundeswasserstraße Stoffe 
zuführt oder Wasser entnimmt, ist verpflich- 
tet, eine Überwachung seiner Benutzung 


durch die Behörden der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung und deren Beauftragte zu 
dulden. Er hat zur Prüfung, ob sich die Be- 
nutzung in dem zulässigen Rahmen hält, ein 
Betreten von Grundstücken und Schiffen zu 
gestatten; das Grundrecht des Artikels 13 des 
Grundgesetzes auf Unverletzlichkeit der 
Wohnung wird insoweit eingeschränkt. Er 
hat ferner zu dem gleichen Zweck die der Be- 
nutzung unmittelbar dienenden Anlagen, 
Einrichtungen und Geräte zugänglich zu ma- 
chen, Auskünfte zu erteilen, die erforderli- 
chen Arbeitskräfte, Unterlagen und Werk- 
zeuge zur Verfügung zu stellen und techni- 
sche Ermittlungen und Prüfungen zu dulden. 

(2) Angaben über persönliche oder sach- 
liche Verhältnisse sind von der Behörde ge- 
heimzuhalten. Sondergesetzliche Bestimmun- 
gen über die Verpflichtung zur Wahrung von 
Berufsgeheimnissen und Amtsverschwiegen- 
heit bleiben unberührt. 

(3) Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 
Abs. 1 und 189 der Reichsabgabenordnung 
vom 22. Mai 1931 (Relchsgesetzbl. I S. 187) 
über Beistands- und Anzeigepflicht gegenüber 
den Finanzämtern gelten insoweit nicht für 
die in Absatz 1 genannte Behörde. 

§ 31 

Schadenersatz 

Wer in eine Bundeswasserstraße Stoffe ein- 
bringt oder einleitet und hierdurch einem an- 
deren Schaden zufügt, ist zum Ersatz dieses 
Schadens verpflichtet. Haben mehrere die 
Stoffe eingebracht oder eingeleitet, so haften 
sie als Gesamtschuldner. Kann ein Anspruch 
auf Ersatz des Schadens gemäß § 14 nicht gel- 
tend gemacht werden, so ist der Betroffene 
nach § 13 Abs. 3 zu entschädigen; der An- 
trag ist auch noch nach Ablauf der Frist von 
dreißig Jahren zulässig. 

§ 32 

Wasserbudi 

(1) Die Wasserbücher für die Bundeswas- 
serstraßen werden von den Behörden der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung (Wasser- 
buchbehörden) des Bundes geführt. In sie 
sind einzutragen 

1. Erlaubnisse (§ 6) und Bewilligungen (§ 7), 

2. die nach §§18 und 19 fortgeltenden alten 

Rechte und alten Befugnisse. 

Befugnisse, die nur vorübergehenden Zwek- 
ken dienen, sind nicht einzutragen. 
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(2) Wird einem eingetragenen Recht oder 
einer eingetragenen Befugnis bei der Wasser- 
buchbehörde widersprochen, so ist dies zu 
vermerken; der eingetragene Vermerk ist 
dem als Inhaber des Rechts oder der Befugnis 
Eingetragenen mitzuteilen. Der Vermerk ist 
zu löschen, wenn die Richtigkeit der Eintra- 
gung, soweit ihr widersprochen wurde, nach- 
gewiesen worden ist. 

(3) Werden eingetragene Rechte oder Be- 
fugnisse geändert oder erlöschen sie, so sind 
die Rechtsänderungen auf Antrag einzutra- 
gen; die Rechtsänderungen können auch von 
Amts wegen eingetragen werden. 

(4) Die Einsicht in das Wasserbuch ist je- 
dem gestattet, der ein berechtigtes Interesse 
darlegt. Unter der gleichen Voraussetzung 
können beglaubigte Abschriften aus dem 
Wasserbuch gefordert werden. 

(5) Der Bundesminister für Verkehr re- 
gelt durch Rechtsverordnung die Einrichtung 
und die Führung der Wasserbücher. 


§ 33 

Zuständigkeiten 

(1) Die Behörden der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes führen dieses 
Gesetz durch. 

(2) Sind Teile einer Bundeswasserstraße in 
ein Hafengebiet einbezogen, so werden hier- 
durch die für die Bundeswasserstraße nach 
Maßgabe dieses Gesetzes begründeten Zustän- 
digkeiten nicht berührt. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Zu- 
ständigkeit der Behörden der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung zu regeln, soweit ihre 
Zuständigkeit nicht bereits im Gesetz festge- 
legt ist. 


§ 34 
Beiräte 

(1) Bei den Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen werden zur beratenden Mitwirkung 
bei dem Erlaß von Reinhalteordnungen (§ 3 
Abs. 2) Beiräte gebildet. Die Mitglieder der 
Beiräte sind aus Kreisen zu berufen, die an 
der Wasserwirtschaft interessiert sind. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, die Zusammensetzung, die Beru- 
fung sowie die Geschäftsordnung der Beiräte 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 


§ 35 


V erwaltungsrechtsweg 


Für die Rechtsstreitigkeiten, die sich aus 
diesem Gesetz ergeben, gilt, soweit nicht ein 
anderer Rechtsweg gegeben ist, die Verwal- 
tungsgerichtsordnung; bis zum Inkrafttreten 
der Verwaltungsgerichtsordnung sind die für 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit geltenden 
Vorschriften anzuwenden. 


§ 36 

Strafbarkeit wegen Zuführens, Lagerns oder 
Beförderns von Stoffen 

(1) Wer vorsätzlich 

1. einer Bundeswasserstraße Stoffe unbefugt 
oder unter Nichtbefolgen einer Auflage 
zugeführt und dadurch eine Verunreini- 
gung des Wassers oder eine sonstige nach- 
teilige Veränderung seiner Eigenschaf- 
ten oder des Wasserabflusses bewirkt, 

2. Stoffe an einer Bundeswasserstraße so la- 
gert oder ablagert oder Flüssigkeiten oder 
Gase durch Rohrleitungen so befördert, 
daß eine Verunreinigung des Wassers oder 
eine sonstige nachteilige Veränderung sei- 
ner Eigenschaften oder des Wasserabflus- 
ses zu besorgen ist, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Wer die Tat fahrlässig begeht, wird mit 
Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bestraft. 


§ 37 

Strafbarkeit wegen Gefährdung von Leben 
oder Gesundheit 

(1) Wer vorsätzlich eine der in § 36 be- 
zeichneten Taten begeht und dadurch das Le- 
ben oder die Gesundheit anderer gefährdet, 
wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Wer die Tat fahrlässig begeht, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Geld- 
strafe bestraft. 


§ 38 

Strafbarkeit wegen Verrats von 
Geschäftsgeheimnissen 

(1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsge- 
heimnis, das ihm bei seiner Tätigkeit auf 
Grund dieses Gesetzes bekanntgeworden ist. 
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unbefugt offenbart oder verwertet, wird mit 
Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder 
in der Absicht, sich oder einem anderen 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen oder jemandem einen Nachteil 
zuzufügen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu 
zwei Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur, soweit 
nicht in anderen Vorschriften eine schwere 
Strafe angedroht ist. 

(4) Die Tat wird nur auf Antrag des Ver- 
letzten verfolgt. 

§ 39 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. unbefugt einer Bundeswasserstraße Wasser 
entnimmt, 

2. einer Reinhalteordnung oder einer sonsti- 
gen auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Verordnung zuwiderhandelt, sofern hier- 
in ausdrücklich auf die Bußgeldbestimmun- 
gen dieses Gesetzes verwiesen wird, 

3. eine Unterlage nicht zur Verfügung stellt, 
obwohl er nach ^ 30 hierzu verpflichtet 
Ist, 

4. den Betrieb gewässerkundlicher Meßanla- 
gen stört. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen wird, mit einer 
Geldbußebis zu zehntausend Deutsche Mark, 
wenn, sie fahrlässig begangen wird, mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Die Verfolgung einer Ordnungswidrig- 
keit verjährt in zwei Jahren. 

§ 40 

Ordnungswidrigkeit wegen Verletzung 
der Aufsichtspflicht 

(1) Wird eine mit Geldbuße bedrohte 
Handlung im Sinne des § 39 in einem Be- 
trieb begangen, so kann gegen den Inhaber 
oder Leiter und, falls der Inhaber des Be- 
triebes eine juristische Person oder eine Per- 
sonengeaellschaft des Handelsrechts ist, auch 
gegen diese eine Geldbuße bis zu zehntau- 


send Deutsche Mark festgesetzt werden, 
wenn der Inhaber oder Leiter oder der zur 
gesetzlichen Vertretung Berechtigte vorsätz- 
lich seine Aufsichtspflicht verletzt hat und 
der Verstoß hierauf beruht. 

(2) Ist die Aufsichtspflicht fahrlässig ver- 
letzt worden, so beträgt die Geldbuße höch- 
stens fünftausend Deutsche Mark. 

§ 41 

Rechtsverordnungen; Verwaltungs- 
vorschriften 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. Vorrichtungen und Maßnahmen vorzu- 
schreiben, durch welche die Verunreini- 
gung einer Bundeswasserstraße und die 
schädliche Veränderung der Eigenschaften 
des Wassers durch Zuführung von Stoffen 
aus Schiffen sowie aus schwimmenden Ein- 
richtungen und Geräten vermieden wer- 
den, 

2. im Einvernehmen mit dem Bundesnilni- 
ster der Finanzen die Gebühren festzuset- 
zen, die für Verwaltungsakte nach diesem 
Gesetz zu entrichten sind. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
die zur Ausführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen Verwaltungsvorschriften. 

S 42 

Förderung von Abwasseranlagen 

(1) Soweit es erforderlich ist, um eine Ge- 
fährdung des Wohls der Allgemeinheit abzu- 
wenden, hat der Bund die Errichtung und 
den Ausbau von ortsfesten Anlagen zu för- 
dern, durch die das Abwasser und die son- 
stigen auf Schiffen anfallenden Abfallstoffe 
unschädlich gemacht werden. 

(2) Die Bundesregierung erläßt Richtlinien 
über die Durchführung der nach Absatz 1 
erforderlichen Maßnahmen und über den 
Einsatz der hierfür erforderlichen Bundes- 
mittel. 

§ 43 

Überleitungsvorschriften 

(1) Soweit dieses Gesetz sachlich gilt, sind 
die bundes- und landesrechtlichen Vorschrif- 
ten gleichlautend oder entgegenstehenden 
Inhalts jeweils nebst den ergangenen Ände- 
rungen und DurchführungsvorsAriften nicht 
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mehr anzuwenden; dies gilt insbesondere 

für 

1. die Verordnung für die Vereinfachung der 
wasserrechtlichen Verwaltungs verfahren 
vom 28. August 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 542), 

2. die Verordnung über vordringliche Auf- 
gaben der Wasser- und der Energiewirt- 
schaft vom 30. März 1944 (Reichsgesetzbl. 
I S. 75) nebst Durchführungsverordnung 
vom 30. März 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 77), 

3. die Verordnung über Vereinfachungen im 
Wasser- und Wasserverbandrecht vom 
10. Februar 1945 (Reichsgesetzbl. I S. 29), 

4. folgende Bestimmungen des preußischen 
Wassergesetzes vom 7. April 1913 (Preu- 
ßische Gesetzsammlung S. 53): 

§§ 19, 20, 22 Abs. 1, 23, 25 Abs. 1 Satz 2 
und 3 und Abs. 4, §§ 46 bis 90, 182 bis 
195, 374 bis 376, 

5. das preußische Gesetz zur Einschränkung 
der Rechte am Wasser vom 19. März 1935 
(Preußische Gesetzsammlung S. 43), 

6. folgende Bestimmungen des badischen 
Wassergesetzes vom 26. Juni 1899 in der 
Fassung der Bekanntmachungen vom 
12. April 1913 (Gesetzes- und Verord- 
nungsblatt für das Großherzogtum Baden 
S. 250) und vom 27. August 1936 (Badi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 135): 

§§ 12, 14, 15, 22, 24, 40 bis 43, 45 bis 54, 
56, 57, 93, 94, 99, 116 bis 120, 

7. folgende Bestimmungen des bayerischen 
Wassergesetzes vom 23. März 1907 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für das König- 
reich Bayern S. 157): 

Artikel 19, 37 bis 43, 59 bis 64, 73, 166 
bis 177, 195 bis 200, 202, 203, 

8. folgende Bestimmungen des braunschwei- 
gischen Wassergesetzes vom 20. Juni 1876 
(Gesetz- und Verordnungssammlung für 
die Herzoglich-Braunschweigischen Lande 
S. 285): 

§§ 26, 48, 50, 56 bis 63, 65 bis 69, 76 
bis 86, 91 bis 95, 

9. das braunschweigische Gesetz über die 
Kosten der staatlichen Beaufsichtigung der 
Anlagen zur Einleitung von Abwässern in 
die öffentlichen Gewässer vom 29. No- 
vember 1923 (Gesetz- und Verordnungs- 
sammlung S. 412), 


10. § 30 Nr. 1 der bremischen Wasserord- 
nung vom 27. Dezember 1878 (Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 245), 

11. folgende Bestimmungen des hessischen 
Gesetzes, die Bäche und die ständig flie- 
ßenden Gewässer betreffend, vom 
30. Juli 1887 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 30. September 1899 (Her- 
zoglich Hessisches Regierungsblatt S.758): 
Artikel 3, 7 a, 14 bis 18, 20 bis 21, 113, 

12. § 15 der Ausführungsverordnung zum 
hessischen Dammbaugesetz vom 23 . Juni 
1891 (Herzoglich Hessisches Regierungs- 
blatt S. 147), 

13. § 4 Abs. 1 des lippeschen Gesetzes über 
Entwässerungsanlagen vom 17. März 1859 
(Gesetzsammlung für das Fürstentum 
Lippe S. 142), 

14. das lippesche Gesetz über die Errichtung 
von Anlagen zur Förderung und Ablei- 
tung von Wasser vom 4. April 1930 (Ge- 
setzsammlung für das Fürstentum Lippe 
S. 144); 

15. folgende Bestimmungen des württember- 
gischen Wassergesetzes vom 1. Dezember 
1900 (Regierungsblatt für das Königreich 
Württemberg S. 921): 

Artikel 1, 16, 19, 20, 22 bis 27, 30 bis 46, 
54, 55, 57, 59 bis 66, 101 bis 112. 

(2) Die Befugnis des Landes Bremen, für 
eigene Zwecke in dem Umfang, als es am 
1. April 1921 der Fall war, Wasser aus der 
Weser zu entnehmen und Abwasser in die 
Weser einzuleiten, 

— Zusatzvertrag mit Bremen zu den 1 
und 2, Nr. 1 des Staatsvertrages betreffend 
den Übergang der Wasserstraßen von den 
Ländern auf das Reich vom 18. Februar 
1922 (Reichsgesetzbl. S. 222) In Verbindung 
mit 5 1 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes über die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bun- 
deswasserstraßen vom 21. Mai 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 352) — 

bleibt entsprechend den Vorschriften des 
§ 18 aufrechterhalten. 

(3) Stoffe aus nicht dauernd festliegenden 
Schiffen oder aus schwimmenden Einrichtun- 
gen oder Geräten dürfen nach den gelten- 
den Vorschriften nur noch so lange und in- 
soweit den Bundeswasserstraßen zugeführt 
werden, als nicht die in § 41 Abs. 1 Nr. 1 
vorgesehenen Vorschriften in Kraft getreten 
sind. 
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§ 44 

Sonderregelungen 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 


ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 45 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetzes tritt am in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeines 

Die Verunreinigung der Gewässer des Bun- 
desgebietes, insbesondere der großen Ströme 
und Kanäle, durch industrielles, gewerbliches 
und häusliches Abwasser hat einen solchen 
Grad erreicht, daß die Wasserversorgung 
großer Gebiete gefährdet ist. Weite Kreise 
des deutschen Volkes sind über diesen Zu- 
stand beunruhigt. 

Die Ursache für die sprunghafte Zunahme 
der anfallenden Abwassermengen liegt darin, 
daß der Wasserverbrauch der Bevölkerung, 
der Industrie und der Landwirtschaft in den 
letzten 30 Jahren wesentlich zugenommen 
hat. Nicht zuletzt ist der Wasserbedarf in 
ungewöhnlichem Maße dadurch gestiegen, 
daß Millionen von Vertriebenen und Flücht- 
lingen sowie zahlreiche Gewerbebetriebe 
seit 1945 im Bundesgebiet ansässig geworden 
sind. Die Wasserversorgung aus Quellen und 
aus dem Grundwasser reicht in vielen Gebieten 
längst nicht mehr aus. In zunehmendem 
Maße müssen daher die zentralen Wasserver- 
sorgungsunternehmen auf das an der Ober- 
fläche abfließende Wasser der Ströme und 
Kanäle {Oberflächenwasser) zurückgreifen. 
Diese Ströme und Kanäle sind zugleich die 
großen Sammler (Vorfluter), durch die diese 
Gebiete entwässert werden. Sie nehmen teils 
unmittelbar, teils über die kleineren Wasser- 
Taufe, die In sie münden, letztlich das gesamte 
im Lande anfallende Abwasser auf und füh- 
ren es dem Meere zu. Das Oberflächenwas- 
ser hat naturgemäß allgemein eine geringere 
Güte als das Grundwasser. Es ist jedoch für 
zahlreiche Benutzungen und, wenn es ent- 
sprechend aufbereitet ist, auch für den 
menschlichen Bedarf verwendbar. Für indu- 
strielle und landwirtschaftliche Zwecke ist es 
unentbehrlich. Das Oberflächenwasser wird 
den Flüssen und Kanälen entnommen und 


ihnen, nachdem es gebraucht ist, in ver- 
schmutztem Zustande wieder zugeführt. In 
demselben Ausmaß, in dem der Wasserbe- 
darf gestiegen ist, hat sich daher auch der 
Anfall an Abwasser vermehrt und belastet in 
bisher nicht gekanntem Ausmaß die Gewäs- 
ser. Das Wasser der Flüsse und Kanäle rei- 
nigt sich zwar wieder: einmal dadurch, daß 
sich die Schwebestoffe absetzen, und zum an- 
deren durch chemische Vorgänge (Zuführung 
von Sauerstoff durch Berührung mit der 
Luft) sowie durch biologische Vorgänge, her- 
beigeführt von Pfanzen und Kleinlebewesen. 
Da jedoch diese Selbstreinigungskraft be- 
schränkt ist, kann das Wasser nur bis zu 
einer gewissen Grenze mit Schmutzstoffen 
belastet werden. Wird diese Grenze über- 
schritten, so kann es ohne Schaden für die 
Benutzer nicht mehr gebraucht, zum min- 
desten kann es nur mit hohen Kosten und oft 
nicht mehr mit wirtschaftlich vertretbaren 
Mitteln hinreichend aufbereitet werden. Diese 
Grenze ist bei vielen Gewässern zeitweise 
längst überschritten. Das Wohl der Allge- 
meinheit erfordert es daher, daß hier regelnd 
eingegriffen wird, um schwere Krisen zu 
vermeiden. 

Durch Verwaltungsmaßnahmen allein sind 
diese unhaltbaren Zustände nicht mehr zu 
beheben; auch die wasserrechtlichen Gesetze 
der Länder bieten keine ausreichende Hand- 
habe. Das an den Bundeswasserstraßen gel- 
tende Recht für die Abwassereinleitung und 
die Entnahme von Wasser stammt über- 
wiegend aus einer Zeit, die so schwierige 
wasserwirtschaftliche Probleme, wie sie heute 
auftreten, nicht kannte. Auch sind die ein- 
schlägigen Rechtsvorschriften in so vielen 
verschiedenartig aufgebauten Gesetzen und 
Verordnungen der Länder verstreut, daß es 
nicht möglich ist, den an den Bundeswasser- 
straßen auftretenden Mißständen durch zeit- 
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gemäße und einheitliche Maßnahmen ent- 
gegenzutreten. 

In dem vorliegenden Gesetz sind die Grund- 
lagen für Maßnahmen geschaffen, die die 
Reinhaltung der wichtigsten Gewässer des 
Bundesgebietes fördern und sidiern. Erfah- 
rungsgemäß treten krisenhafte Versdimut- 
zungszustände vor allem an den großen Ge- 
wässern innerhalb der Industriezentren zu- 
tage; dabei verschärft sich die Lage Immer 
mehr, weil der Wasserbedarf in den Indu- 
striezentren steigt und ohne Inanspruch- 
nahme des Oberflächenwassers nicht gedeckt 
werden kann. Hier stehen vielfach die be- 
deutenden, der Hoheit des Bundes unter- 
stehenden Bundeswasserstraßen im Blick- 
punkt. 

Nach Artikel 74 Nr. 21 des Grundgesetzes 
kann der Bund im Wege der Gesetzgebung 
alle Rechtsverhältnisse der Bundeswasser- 
straßen umfassend ordnen. Das Grundgesetz 
hat die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes 
nicht auf die verkehrsrechtlichen Angelegen- 
heiten beschränkt. Ebenso umfaßt der dem 
Bund durch Artikel 87 und 89 GG erteilte 
Verwaltungsauftrag inhaltlich keineswegs nur 
die Verkehrsangelegenheiten. Zwar hat der 
Bundesrat gelegentlich der Beratung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Ordnung des Was- 
serhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) — vgl. 
Drucksache 2072 — die Auffassung vertreten, 
daß die Verwaltungs- und wohl auch die 
Gesetzgebungsbefugnisse des Bundes an den 
Bundeswasserstraßen grundsätzlich auf die 
Angelegenheiten des Verkehrs beschränkt 
seien, insbesondere nicht die wasserwirtschaft- 
lichen Aufgaben umfaßten. Er will dann aber 
dem Bund darüber hinaus diejenigen Zustän- 
digkeiten zugestehen, die sich aus der Rechts- 
stellung des Bundes als Eigentümer der Bun- 
deswasserstraßen und sodann daraus ergeben, 
daß es vielfach unmöglich sei, die Verkehrs- 
aufgaben von den landeskulturellen und den 
wasserwirtschaftlichen Aufgaben zu trennen. 
In diesem Falle solle nach der Auffassung des 
Bundesrates der Bund oder das Land zu- 
ständig sein, je nachdem, ob das verkehrllche 
oder das wasserwirtschaftliche Interesse über- 
wiege. Diese Auffassung findet in dem 
Wortlaut der maßgeblichen, auf die Bundes- 
wasserstraßen bezüglichen Vorschriften des 
Grundgesetzes keine Stütze. In Artikel 87 GG 
Ist nämlich gesagt: „In bundeseigener Ver- 
waltung mit eigenem Verwaltungsunterbau 
werden geführt . . . nach Maßgabe des Ar- 
tikels 89 die Verwaltung der Bundeswasser- 


straßen und der Schiffahrt“. In Artikel 89 
Abs. 2 Satz 1 GG heißt es: „Der Bund ver- 
waltet die Bundeswasserstraßen durch eigene 
Behörden“, während in Abs. 3 gesagt ist; 
„Bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem 
Neubau von Wasserstraßen sind die Bedürf- 
nisse der Landeskultur und der Wasserwirt- 
schaft im Einvernehmen mit den Ländern zu 
wahren“. Aus dieser Vorschrift des Grund- 
gesetzes ergibt sich unzweideutig, daß der 
Bund in Fragen der Landeskultur und der 
Wasserwirtschaft zwar an das Einvernehmen 
mit den Ländern gebunden ist, er aber der 
bestimmende und handelnde, das Land der 
zustimmende Teil ist. Eine Einschränkung 
des Umfangs der Verwaltungsbefugnisse des 
Bundes Ist in den zitierten Vorschriften nicht 
enthalten. Der Begriff „Verwaltung“ umfaßt 
nach der herrschenden Staats- und Verfas- 
sungslehre jede Tätigkeit des Trägers öffent- 
licher Gewalt außerhalb von Rechtsetzung 
und Rechtsprechung, und zwar ohne Rück- 
sicht darauf, ob diese Tätigkeit den Regeln 
des öffentlichen oder privaten Rechts folgt. 
Unter dem Begriff der „Verwaltung der 
Bundeswasserstraßen“ Ist mithin der Auftrag 
an den Bund zu verstehen, die ihm gehören- 
den Wasserstraßen hoheitlich und fiskalisch 
in jeder wirtschaftlichen und rechtlichen Hin- 
sicht zu betreuen. Daß der Begriff „Verwal- 
tung“ so umfassend auszulegen ist, hat kürz- 
lich auch das Bundesverfassungsgericht In 
einem auf Anforderung des Wohnungsbau- 
ministers erstatteten Rechtsgutachten dar- 
gelegt (vgl. die Vorlage des Präsidenten des 
Bundesverfassungsgeridits vom 16. Juni 1954 
— Drucksache 644). 

Will man den Umfang des Begriffs „Ver- 
waltung der Bundeswasserstraßen“ sachlich 
umreißen, so wird man nicht außer acht 
lassen können, daß die Bundeswasserstraßen 
nicht nur Schiffahrtswege, sondern zugleich 
die Hauptvorfluter und Großwasserversorger 
des Bundesgebietes sind. Eben aus diesem 
Grunde hat das Grundgesetz dem Bunde an 
den Bundesgewässern gemäß der oben 
zitierten Vorschrift des Artikels 89 Abs. 3 GG 
auch die Sorge für die Bedürfnisse der Lan- 
deskultur und der Wasserwirtsdiaft, also für 
nicht Verkehrs Wirtschaft liehe Interessen, über- 
tragen. 

Die von den Ländern angestrebte Zuständig- 
keitsregelung derart, daß der Bund auf die 
Verkehrsangelegenheiten an den Bundes- 
wasserstraßen beschränkt sein sollte, während 
die Länder alle übrigen Zuständigkeiten 
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wahrzunehmen hätten, wäre auch praktisch 
nicht durchführbar. Denn die wasserwirt- 
schaftlichen Aufgaben sind untrennbar mit 
den vom Bunde an den Bundeswasserstraßen 
als Verkehrsobjekt zu erfüllenden Verwal- 
tungsaufgaben verbunden. So wird durch die 
Herstellung und Erhaltung der Schiffbarkeit 
eines Wasserlaufes zugleich auch dessen Was- 
serführung, Wasserstand und Vorflut geregelt, 
wodurch regelmäßig wiederum Rückwirkun- 
gen auf den Stand des Grundwassers sich 
ergeben. Auch zwischen der Schiffbarkeit der 
Wasserstraßen und der Ausnutzung der 
Wasserkraft besteht ein gleicher Zusammen- 
hang. Der Wasserstand der Kanäle kann nur 
durch die künstliche Zuführung von Wasser 
gehalten werden. Auch viele natürliche Was- 
serläufe, wie z. B. die Weser und die Ems, 
sind ln Zelten der Trockenheit ebenfalls von 
einer künstlichen Wasserzufuhr abhängig. 
Eine klare Verantwortung an den Bundes- 
wasserstraßen wäre nicht mehr gegeben, 
wollte man in jedem Einzclfalle prüfen, ob 
eine Maßnahme als wasserwirtschaftliche 
oder verkehrswirtschaftliche anzusehen sei. 
Schon aus der praktischen Unmöglichkeit 
einer solchen Teilung ergibt sich, daß der 
Begriff der Verwaltung der Bundeswasser- 
straßen im Sinne des Artikels 89 Abs. 2 
Satz 1 und Absatz 3 GG nur dahin ver- 
standen werden kann, daß er sowohl die 
verkehrllchen, als auch die wasserwirtschaft- 
lichen Aufgaben umfaßt. Man wird auch 
nicht bezweifeln können, daß der Bund 
insoweit, als ihm hiernach die Verwaltung 
der Bundeswasserstraßen zusteht, befugt sein 
muß, die für die Ausübung der ihm an den 
Bundeswasserstraßen obliegenden Aufgaben 
erforderlichen Rechtsnormen auf Grund des 
Artikels 74 Nr. 21 GG zu schaffen, und 
diesen seinen Zuständigkeitsbereich auf 
Grund bundesrechtlicher Normen erschöp- 
fend und abschließend zu regeln. Von 
der Möglichkeit, für die Bundeswasser- 
straßen durch Aufhebung aller einschlägigen 
Bestimmungen des Landesrechts eine er- 
schöpfende Regelung zu treffen, soll hier für 
ein Teilgebiet des Wasserechts, nämlich hin- 
sichtlich der Einleitung von Abwasser in die 
Bundeswasserstraßen und der Entnahme von 
Wasser aus ihnen, Gebrauch gemacht werden. 
Die Voraussetzungen des Artikels 72 GG sind 
erfüllt, well die Reinhaltung Rechtsgrund- 
lagen erfordert, die über die Ländergrenzen 
hinausreichen, und darum durch die Landes- 
gesetzgebung in wirksamer Welse Maß- 
nahmen zur Reinhaltung der Bundeswasser- 


straßen nicht ergriffen werden können. Für 
die Reinhaltung des Rheins hat sich bereits 
die Notwendigkeit ergeben, eine überstaat- 
liche Organisation zu schaffen, da die hier 
anfallenden Aufgaben selbst von der Bundes- 
republik allein nicht zu lösen sind. Hervor- 
zuheben ist, daß der Kompetenz des Bundes, 
dieses umfassende Gesetz zu erlassen, der 
Artikel 75 Nr. 4 GG nicht entgegensteht. 
Denn dieser Artikel geht einmal über Ar- 
tikel 74 Nr. 21 hinaus, indem er nicht nur 
die Bundeswasserstraßen, sondern alle Ge- 
wässer einschließt, zum anderen ist er enger 
als Artikel 74, weil er nur Rahmenvor- 
schriften zuläßt. Es fehlen daher dem Ar- 
tikel 75 alle Voraussetzungen, um gegenüber 
Artikel 74 Nr. 21 als lex specialis zu gelten. 

Wenn das Gesetz auf die Bundeswasserstraßen 
beschränkt beibt, die übrigen Gewässer des 
Bundesgebietes also nldat miterfaßt, so ist 
dies eine zwangsläufige Folge der sich aus dem 
Grundgesetz ergebenden Rechtslage. Denn 
die Kompetenz des Bundes für eine umfas- 
sende gesetzliche Regelung besteht nur hin- 
sichtlich der Bundeswasserstraßen, während 
für die übrigen Gewässer nur Rahmenvor- 
schriften gemäß Artikel 75 Nr. 4 GG erlassen 
werden können. Solche Rahmenvorschriften 
sind in Gestalt des oben bereits erwähnten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts von der Bundesregierung 
dem Bundestag unter dem 4. Februar 1956 
(Drucksache 2072) vorgelegt worden. Diese 
Rahmenvorschriften werden aber erst ln Ver- 
bindung mit den sie ausfüllenden Landes- 
gesetzen wirksam. Es sind hier demnach zwei 
Gesetzgebungsakte erforderlich, von denen 
der eine erst nach dem anderen möglich ist. 
Nicht abzuschen ist, wann die Gesetzgebungs- 
akte der Länder, die den bundesrechtlichen 
Rahmen auszufüllen haben, im einzelnen 
jeweils zustande kommen werden. Auch 
Inhaltlich werden die von den Ländern zur 
Ausfüllung des bundesrechtlichen Rahmens 
zu erlassenden Vorschriften aller Voraussicht 
nach wesentliche Unterschiede aufweisen. Die 
Anwendung dieser — nach wie vor unter- 
schiedlichen — Rechtsnormen auf die Bun- 
deswasserstraßen würde hinsichtlich der Rein- 
haltung der Bundeswasserstraßen und der 
hierfür durchzuführenden Maßnahmen keine 
wesentliche Verbesserung des bisherigen Zu- 
standes ergeben. 

Da bei den Bundeswasserstraßen — als den 
großen Sammlern aller Abwässer — die kri- 
senhaften Zustände besonders in Erscheinung 
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treten, ist es aber unerläßlich, gerade an ihnen 
die notwendigen Maßnahmen schnell und 
großräumig durchzuführen, unbeschadet der 
bändergrenzen und des in den Ländern jeweils 
geltenden verschiedenen Rechts. Ein schnelles 
Handeln ist z. B. für den Rhein unerläßlich, 
weil die Maßnahmen, die zu seiner Reinhal- 
tung getroffen werden müssen, bereits Gegen- 
stand fortlaufender zwischenstaatlicher Ver- 
handlungen sind. Das vorliegende Gesetz soll 
die für die Bundeswasserstraßen hiernach er- 
forderliche Rechtsgrundlage schaffen. Es kann 
den Ländern zugleich als Muster für Rechts- 
vorschriften dienen, die geeignet sind, auch 
bei den ihrer Hoheit unterstehenden Gewäs- 
sern eine grundlegende Besserung der Abwas- 
serverhältnisse herbeizuführen. 

Wenn nach dem vorliegenden Gesetz zu- 
nächst nur für die Bundeswasserstraßen Rein- 
halteordnungen erlassen werden sollen und 
damit festgestellt wird, welche Mengen an Ab- 
wasser und Schmutzstoffen aller Art eine Bun- 
deswasserstraße ohne Schaden aufzunehmen 
und zu verarbeiten vermag, so w'erden die da- 
bei getroffenen Feststellungen die Grundlage 
nicht nur für die an dieser Bundeswasser- 
straße zu treffenden Maßnahmen bilden, son- 
dern auch die Frage klären und beantworten 
helfen, welche Maßnahmen an den Zuflüssen, 
die der Hoheit der Länder unterstehen, zu 
treffen oder nicht zu treffen sind. Es kann sich 
daraus ergeben, daß nach den für die Bundes- 
wasserstraße getroffenen Feststellungen und 
nach Durchführung der dort für erforderlidi 
gehaltenen Maßnahmen weitere Maßnahmen 
für die Nebenwasserläufe, die der Hoheit der 
Länder unterstehen, sich erübrigen oder nur 
in geringem Umfange notwendig sind. Auf 
diese Weise würden unnötige Kapitalaufwen- 
dungen vermieden. Sollte sich andererseits zei- 
gen, daß Maßnahmen auch für die Neben- 
wasserläufe unerläßlich sind, so wären diese 
dem beteiligten Lande mitzuteilen mit dem 
Anheimgeben, von sich aus das Erforderliche 
zu veranlassen. Da die Zuständigkeiten des 
Bundes und der Länder örtlich abgegrenzt 
sind, können sich aus dieser Regelung auch 
keinerlei Kompetenzstreitigkeiten ergeben. 
Auch dies ist ein Vorteil, der nicht gering zu 
achten ist. 

Nach dem Gesetz können erstmalig die zur 
Reinhaltung erforderlichen Maßnahmen groß- 
räumig durchgeführt werden, wie es den Forde- 
rungen einer neuzeitlichen Wasserwirtschaft 
entspricht. Dabei vertritt das Gesetz neue Ge- 
dankengänge. Das Gewässer wird zum ersten 


Male als wasserwirtsdiaftliche Einheit betrach- 
tet, und von der Gesamtschau auf das Gewäs- 
ser bestimmen sich die einzelnen Maßnahmen. 
Somit knüpft das Gesetz in seiner Grundlinie 
nicht an die überkommene Anschauung an, 
daß die zuständige Behörde nur auf jeden Ein- 
zelfall einer schädigenden Einwirkung zu ach- 
ten habe. Vielmehr zieht es die Folgerung aus 
der Erkenntnis, daß viele kleine Schädigun- 
gen schließlich einen großen Schaden aus- 
machen. Es sieht vor, daß sowohl die Menge 
und die Art der verunreinigenden und schäd- 
lichen Stoffe als auch die Menge des aus einer 
Bundeswasserstraße entnommenen Wassers 
von Amts wegen ermittelt werden; denn bei- 
de Faktoren ergeben die „Belastung“ des Ge- 
wässers. Diese Ermittlung soll dann durchge- 
führt werden, wenn die Beschaffenheit des 
Wassers einer Bundeswasserstraße durch die 
Belastung wesentlich beeinträchtigt wird oder 
wenn eine solche Beeinträchtigung zu erwar- 
ten ist. 

Unter Berücksichtigung der ermittelten Bela- 
stung und der an der Bundesw^asserstraße zu- 
gelassenen oder künftig zuzulassenden Benut- 
zungen sowie des Gemeingebrauchs können 
dann im Verordnungswege Vorschriften über 
die Reinhaltung der Bundeswasserstraße er- 
lassen werden. Diese Verordnungen werden 
als „Relnhalteordnungen“ bezeichnet und sol- 
len also die Reinhaltungsmaßnahmen Im Hin- 
blick auf den Gesamtzustand der Bundeswas- 
serstraße ordnen. 


B. Einzelne Vorschriften 
Zu § 1 Abs. 1 

Diese Vorschrift enthält die räumliche Ab- 
grenzung für den Geltungsbereich des Geset- 
zes. Die nicht bundeseigenen Gewässer werden 
nicht erfaßt. Der sachliche Geltungsbereich er- 
gibt sich aus § 4; er erstreckt sich auf die Ent- 
nahme von Wasser aus einer Bundeswasser- 
straße und auf das Zuführen von Stoffen in 
eine Bundeswasserstraße. 

Im übrigen regelt das Gesetz grundsätzlich 
nur öffentlich-rechtliche Beziehungen. Soweit 
es im Einzelfall sich mit dem privatrechtlichen 
Bereich befaßt, ist dies besonders hervorge- 
hoben (§§ 8 Abs. 1, 14, 31). 

Zu §2 

Absatz 1: Die Reinhalteordnungen sind 
Rechtsverordnungen; ihr Rechtscharakter 
gleicht in etwa dem der Bauordnungen. 
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Die Reinhalteordnungen verfolgen das Ziel, 
die Bundeswasserstraßen reinzuhalten, soweit 
es die an ihnen bereits zugelassenen und künf- 
tig zuzulassenden Benutzungen aller Art sowie 
der Gemeingebrauch erfordern. Es ist durchaus 
möglich, daß angesichts der Verschiedenheit 
der an den Bundeswasserstraßen bestehenden 
oder beabsichtigten Nutzungen jeweils ver- 
schiedene Reinheitsgrade vorzuschreiben sind. 
Auf einer langen Gewässerstrecke können so- 
gar die Voraussetzungen dafür gegeben sein, 
in der Reinhalteordnung für einzelne Ab- 
schnitte der gleichen Bundeswasserstraße ver- 
schiedene Anforderungen an die Beschaffen- 
heiten des Wassers zu stellen, je nachdem, ob 
die Bundeswasserstraße beispielsweise durch 
dicht besiedelte oder der Industrie erschlossene 
Gebiete oder durch Gebiete mit wenigen Ab- 
wassereinleitungen und Wasserentnahmen mit 
überwiegend landwirtschaftlichen oder fische- 
reilichen Benutzungen führt. Falls erforderlich, 
können Reinhalteordnungen auch nur für ein- 
zelne Abschnitte einer Bundeswasserstraße er- 
lassen werden; sie brauchen sich nicht immer 
auf eine Bundeswasserstraße im ganzen zu er- 
strecken. Bestehen an einem Wasserlauf meh- 
rere Reinhalteordnungen, so müssen sie aller- 
dings aufeinander abgestimmt sein. 

Soweit Im Gesetz von Stoffen gesprochen 
wird, sind darunter feste, flüssige oder gasför- 
mige Stoffe jeder Art zu verstehen. Hierzu 
gehören auch radioaktive Stoffe; solange für 
diese keine speziellen bundesrechtlichen Vor- 
schriften bestehen, fallen sie demnach unter 
dieses Gesetz. 

Absatz 2: Die in Absatz 2 ausgeführte „Bela- 
stung“ ist nach Absatz 1 jede erhebliche schäd- 
liche Veränderung des Wassers, sei es, daß sie 
durch das Zuführen von Stoffen allein herbei- 
geführt wird, sei es, daß dabei die Entnahme 
von Wasser oder andere Maßnahmen mitwir- 
ken. Daß die Entnahme von Wasser nament- 
lich In Trockenzeiten bei niedriger Wasserfüh- 
rung erheblichen Einfluß auf den Reinheits- 
grad des Wassers haben kann, ergibt sich dar- 
aus, daß bei der durch die Entnahme verrin- 
gerten Wassermenge die weiter zugeführten 
Schmutzstoffe sich entsprechend stärker aus- 
wirken. Eine Belastung kann selbst durch das 
Einleiten klaren Wassers eintreten, wenn die- 
ses Wasser beispielsweise so stark erwärmt Ist, 
daß es die Temperatur des Wassers der Bun- 
deswasserstraße erhöht und dadurch eine 
schädliche Veränderung der biologisdien Ver- 
hältnisse in der Bundeswasserstraße herbei- 


führt, etwa durch die Begünstigung schäd- 
lichen Pflanzenwuchses. 

Absatz 3: Durch Reinhalteordnungen kann 
der Gemeingebrauch nur beschränkt oder von 
der Erfüllung von Auflagen abhängig gemacht 
werden. Die zuständige Behörde kann auch 
unabhängig von den Vorschriften der Rein- 
halteordnung Im Einzelfall auf Grund des § 5 
Abs. 4 alle erforderlichen Maßnahmen treffen. 

Absatz 4: Die Reinhalteordnung würde als 
Rechtsverordnung ohne weiteres für und gegen 
jedermann wirken. Da die Inhaber von Rech- 
ten oder Befugnissen im einzelnen jedoch nicht 
übersehen können, ob und inwieweit sie durch 
ihre Benutzungen gegen die Vorschriften der 
Reinhalteordnung verstoßen, wird im Gesetz 
vorgeschrieben, sie durch besondere Verfügun- 
gen anzuhalten, ihre Benutzungen an die 
Reinhalteordnung anzupassen. Bis diese Ver- 
fügungen erlassen und die darin etwa gesetz- 
ten Fristen abgelaufen sind, können die In- 
haber von Rechten und Befugnissen diese wie 
bisher ausüben; für diejenigen, die den Ge- 
meingebrauch mittels einer Anlage ausüben, 
gilt das gleiche. 

Zu § 3 Abs. 2 

Da es notwendig ist, sich vor Erlaß einer 
Reinhalteordnung ein möglichst vollständiges 
Bild über ihre Auswirkungen zu machen, 
kann auf die Mitwirkung sachkundiger Krei- 
se nicht verzichtet werden. Darum ist die An- 
hörung eines Beirats vor Erlaß einer Reinhal- 
teordnung vorgeschrieben. 

Zu § 4 

Absatz 1: Der Begriff „zuführen“ setzt vor- 
aus, daß bezweckt wird, sich des Stoffes dau- 
ernd zu entledigen. Werden also zu anderen 
Zwecken Stoffe in eine Bundeswasserstraße 
gebracht, etwa um diese zu unterhalten, so ist 
§ 4 nicht anzuwenden; das gleiche gilt für 
das Zuwasserlassen von Schiffen. 

Mit Rücksicht auf die internationale Rege- 
lung am Rhein, die erst schrittweise im Ein- 
verständnis mit den übrigen Rheinuferstaa- 
ten an das vorliegende Gesetz angepaßt wer- 
den können, und im Hinblick darauf, daß 
die technischen Möglichkeiten zur Beseitigung 
der auf Schiffen und sdiwimmenden Einrich- 
tungen anfallenden verunreinigenden oder 
schädlichen Stoffe noch überprüft werden 
müssen, war für die Schiffahrt eine Sonder- 
regelung zu treffen. 
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Der Ausdruck „schwimmende Einrichtungen 
oder Geräte“ entspricht dem im Schiffahrts- 
recht überwiegend verwendeten Ausdruck 
„schwimmende Anlagen“. Es fallen darunter 
alle nicht mit dem Untergrund fest verbun- 
denen Einrichtungen und Geräte auf den 
Bundeswasserstraßen, die nicht Fahrzeuge 
oder Flöße sind, die schwimmenden Badean- 
stalten, Docks, Landebrücken, Kräne, Boots- 
häuser usw. (vgl. im übrigen die Übergangs- 
vorschrift des § 43 Abs. 3). 

Aus der in Absatz 1 getroffenen Regelung 
geht hervor, daß für Benutzung der hier be- 
zeichneten Art künftig neben einer nach § 16 
GewO erteilten gewerbepolizeilichen Geneh- 
migung auch eine Erlaubnis oder Bewilligung 
Im Sinne dieses Gesetzes erforderlich wird, 
sofern nicht die Benutzung In Ausübung eines 
alten Rechts oder einer alten Befugnis nach 
§18 Abs. 1 Nr. 3 zulässig Ist. 

Absatz 2: Diese Vorschrift entspricht im we- 
sentlichen dem bestehenden Rechtszustand. 

Absatz 3: Weil für die Zukunft eine wesent- 
liche Steigerung der Transporte von Stoffen 
durch Rohrleitungen zu erwarten ist und da- 
durch die Gefahr von nachhaltigen Verunrei- 
nigungen des Wassers In den Bundeswasser- 
straßen sich entsprechend steigert, kommt 
dieser Vorschrift eine besondere Bedeutung 
zu. 

Zu § 5 

Absätze 1 bis 4: Die Einleitung von Abwas- 
ser Im Rahmen des Gemeingebrauchs soll zu- 
nächst in dem Umfange weiter gestattet sein, 
wie dies bei Inkrafttreten des Gesetzes nach 
den bisher geltenden Vorschriften über den 
Gemeingebrauch zulässig war. Eine Erweite- 
rung des bisherigen Gemeingebrauchs durch 
die Landesgesetzgebung Ist künftig nicht 
mehr möglich. Soweit nach Landesrecht etwa 
ein Gemeingebrauch zulässig war, der über 
den Im Absatz 1 bezeichneten Umfang hin- 
ausgeht, unterliegt er den Bestimmungen der 
§§ 6 ff. 

Der Gemeingebrauch gibt kein Recht zur Be- 
nutzung. Die Wasserbehörde kann den Ge- 
meingebrauch von der Erfüllung von Aufla- 
gen abhängig machen oder Ihn beschränken 
oder untersagen. Von dieser Ermächtigung 
wird sie nur Gebrauch machen, wenn Grün- 
de des Wohls der Allgemeinheit oder über- 
wiegende wirtschaftliche Rücksichten dies er- 
fordern. Die Behörden der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung können auf Grund der 


Ermächtigung des § 5 Abs. 4 auch dann tätig 
werden, wenn eine Relnhalteordnung nicht 
vorhanden Ist. Besteht eine Reinhalteord- 
nung, so können sie im Einzelfall Anordnun- 
gen treffen, die über die Vorschriften der 
Relnhalteordnung hinausgehen (vgl. auch die 
Ausführungen zu § 2). 

Absatz 5: Hier ist klargestellt, daß Rechte 
und Befugnisse dem Gemeingebrauch voran- 
gehen. 

Zu § 6 

Die Erlaubnis gibt kein Recht auf die Benut- 
zung, sie Ist vielmehr eine widerrufliche Be- 
fugnis zur Benutzung einer Bundeswassers- 
traße. 

Durch die Erlaubnis wird ausgesprochen, daß 
z. Z. ihrer Erteilung eine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit durch die er- 
laubte Benutzung nicht erkennbar Ist und 
daß von selten der Erlaubnisbehörde auch 
sonst keine Bedenken gegen die Benutzung 
bestehen. Die Widerruflichkeit der Erlaubnis, 
die sich aus deren Rechtsnatur ergibt, ist kei- 
neswegs In das freie Ermessen der Behörde 
gestellt, sondern es werden Immer bestimmte 
Voraussetzungen vorliegen müssen, die den 
Widerruf reditfertigen. Welcher Art diese 
Voraussetzungen sein müssen, läßt sich durch 
eine allgemeine Formel nicht erfassen, doch 
hat die Rechtsprechung ausreichende Ge- 
sichtspunkte entwickelt, um Im Elnzelfall 
entscheiden zu können, ob ein Widerruf be- 
rechtigt ist. 

Die Erlaubnis enthält nicht die Bestätigung, 
daß durch die Benutzung Rechte anderer 
nicht beeinträchtigt werden. Sind solche Be- 
einträchtigungen zu erwarten, so kann die 
zuständige Behörde nach pflichtgemäßem Er- 
messen auf diese Rechte dadurch Rücksicht 
nehmen, daß sie Auflagen zu Ihrer Sicherung 
festsetzt (§ 9 Abs. 1 Satz 2). Sie Ist hierzu 
jedoch nidit verpflichtet; den Betroffenen 
bleibt es unbenommen, gegen den Inhaber 
der Erlaubnis seinen Anspruch auf Entschä- 
digung oder auf Unterlassung der Benutzung 
geltend zu machen und erforderlichenfalls 
durch Klage vor den Zivilgerichten durchzu- 
setzen. 

Zu § 7 

Absätze 1 und 2: Da die Bewilligung ein sub- 
jektiv-öffentliches Recht gewährt (Absatz 1) 
und daher Ihr Inhaber eine Sonderstellung 
gegenüber den übrigen Wasserbenutzern er- 
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hält, kann wegen der angespannten wasser- 
wirtschaftlichen Lage ein Interessengegensatz 
zwischen den Inhabern von Bewilligungen 
und den Bedürfnissen der Allgemeinheit ent- 
stehen. Es liegt infolgedessen im allgemeinen 
Interesse, daß der Umfang der Bewilligungen 
sich in Grenzen hält. Deswegen war geboten, 
die Erteilung von Bewilligungen auf die in 
Absatz 2 genannten Fälle zu beschränken. 
Die Formulierung des Absatzes 2 „die Bewil- 
ligung darf nur erteilt werden, wenn . . 
läßt erkennen, daß der Gesetzgeber grund- 
sätzlich keinen Anspruch auf Erteilung einer 
Bewilligung gibt. Es muß dem pflichtgemäßen 
Ermessen der Bewilligungsbehörde überlassen 
bleiben, ob sie es mit Rücksicht auf das All- 
gemeininteresse verantworten kann, daß 
über den Wasserschatz im Interesse des ein- 
zelnen Unternehmers verfügt wird; es ist 
nämlich zu beachten, daß fast jede Wasser- 
benutzung eine Verschlechterung der wasser- 
wirtschaftlidien Verhältnisse zur Folge hat. 
Absatz 3: Eine Bewilligung darf grundsätzlich 
nur erteilt werden, wenn andere durdi die 
bewilligte Benutzung in ihren Redaten nicht 
beeinträchtigt werden. Ist eine solche Beein- 
trächtigung zu erwarten und lassen sich ihre 
Folgen nicht durch Auflagen verhüten oder 
ausgleichen, so ist auf die Einwendung eines 
Betroffenen die Bewilligung gemäß Absatz 3 
zu versagen. Eine Ausnahme hiervon läßt das 
Gesetz nur dann zu, wenn die Erteilung der 
Bewilligung zum Wohle der Allgemeinheit 
notwendig ist, z. B. für die Wasserversor- 
gung; dann aber ist der Betroffene für die 
nachteilige Veränderung des Inhalts seines 
Rechts entsprediend Artikel 14 GG zu ent- 
schädigen. 

Zu Absatz 4: Da die Bewilligungen die Mög- 
lichkeiten zu wasserwirtschaftlichen Planun- 
gen wesentlich einengen, ist auch durch eine 
zeitliche Begrenzung der bewilligten Benut- 
zungen ein billiger Ausgleich zwischen dem 
Einzel- und dem Gemeininteresse zu sdaaffen. 
Das Gesetz geht davon aus, daß im allgemei- 
nen die Bedürfnisse der Unternehmer ausrei- 
chend berücksichtigt sind, wenn die Geltungs- 
dauer der Bewilligung für einen Zeitraum 
von dreißig Jahren bemessen wird. Im Ein- 
zelfalle ist darüber zu entscheiden, ob die In- 
teressen der Allgemeinheit eine kürzere Be- 
willigungsdauer oder ob die besonderen Be- 
dürfnisse des Unternehmers eine längere Be- 
willigungsdauer gerechtfertigt erscheinen las- 
sen. Es ist daher geboten, dem Ermessen der 
Bewilligungsbehörde einen entsprechenden 
Spielraum zu belassen. 


Absatz 5: Dem Unternehmer muß billiger- 
weise die Möglichkeit gegeben werden, das 
bewilligte Recht zu veräußern. Absatz 5 trägt 
dem Rechnung. 

Zu § 8 

Absatz 1: Erlaubnis und Bewilligung greifen, 
da sie öffentlidi-rechtlicher Natur sind, 
grundsätzlidi nicht in die privatrechtlichen 
Beziehungen ein. Wenn für die Ausübung der 
Erlaubnis oder Bewilligung die Benutzung 
von Grundstücken oder anderer Gegenstände 
notwendig wird, die dem Unternehmer nicht 
zur Verfügung stehen, so ist es dessen Sache, 
durch private Vereinbarungen oder notfalls 
durch Enteignung sich ein entsprechendes 
Benutzungsrecht zu verschaffen (Satz 1). 

Satz 2 stellt klar, daß durch die Erteilung ei- 
ner Erlaubnis oder Bewilligung nicht die Ge- 
währ gegeben wird, daß die für die Aus- 
übung der Benutzung erforderliche Wasser- 
menge jeweils vorhanden ist. 

Absatz 2: Die Möglidikeiten, durch die im 
§ 9 vorgesehenen Auflagen den nachteiligen 
Wirkungen beabsichtigter Benutzungen ent- 
gegenzuwirken, werden durch den jeweiligen 
Stand der Wissenschaft und Technik be- 
stimmt. Die wissenschaftliche und die tech- 
nische Fortentwicklung ergeben immer wie- 
der neue Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Reinhaltemaßnahmen (etwa durch wirksa- 
mere Klärverfahren). Um die rechtlichen 
Voraussetzungen zu schaffen, daß im Inter- 
esse aller Wasserbenutzer und im Allgemein- 
interesse diese Möglichkeiten auch bei be- 
stehenden Benutzungen ausgenutzt werden 
können, ist der Vorbehalt in Absatz 2 Nr. 1 
notwendig. Indena das Gesetz diesen Vorbe- 
halt aufgenommen hat, entwickelt es den be- 
reits in § 47 Abs. 3 des preußischen Wasser- 
gesetzes und in Artikel 4 des bayerlsdaen 
Wassergesetzes enthaltenen Rechtsgedanken 
fort. 

Es kann ferner das Bedürfnis bestehen, neu 
entwickelte Apparate zur Beobaditung der 
Wasserbenutzung und ihrer Folgen für die 
Reinhaltung der Bundeswasserstraßen dien- 
lich zu machen. Dem trägt der Vorbehalt 
Nr. 2 Rechnung. 

Der Vorbehalt Nr. 3 soll bei örtlidi oder 
zeitweilig auftretendem Wassermangel der 
Behörde im Interesse einer geordneten Was- 
serwirtsdiaft die Möglichkeit geben, eine 
sparsamere Verwendung des Wassers anzu- 
ordnen. 



Absatz 3: Das Wohl der Allgemeinheit geht 
dem Einzelinteresse grundsätzlich vor. Lassen 
beide sich nicht vereinbaren, so darf eine Er- 
laubnis oder Bewilligung nur erteilt werden, 
wenn die Beeinträchtigung des öffentlichen 
Wohls durch Auflagen verhütet oder ausge- 
glichen werden kann. 

Absatz 4: Es kann den praktischen Bedürf- 
nissen entsprechen, daß Körperschaften des 
öffentlichen Rechts die geeigneten Maßnah- 
men durchführen, um das Wohl der Allge- 
meinheit vor den nachteiligen Folgen der 
Wasserbenutzungen zu schützen. Da hier- 
durch dem Unternehmer Aufwendungen er- 
spart werden, ist es angemessen, daß er zu 
den Kosten für diese Maßnahmen beiträgt. 

Zu § 9 

Absatz 1 : Die Benutzungsbedingung ist keine 
Bedingung Im privatrechtlichen Sinne. Sie 
enthält vielmehr eine für den Unternehmer 
verbindliche Anordnung der Behörde, wie er 
die Benutzung auszuüben hat (z. B. eine zeit- 
liche Regelung der Wasserentnahme, wenn 
infolge der Trockenheit ein bestimmter Was- 
serstand unterschritten wird). 

Durch Auflagen kann ein Tun, Dulden oder 
Unterlassen angeordnet werden. Die in den 
Sätzen 2 und 3 enthaltenen Auflagen sind nur 
typische Beispiele dafür, welchen Zwecken die 
Auflagen dienen können. 

Absatz 2: Die laufende Kontrolle des Aus- 
maßes und der Auswirkung einer erlaubten 
Benutzung ist nicht nur betriebswirtschaft- 
lich, sondern insbesondere auch wasserwirt- 
schaftlich von großer Bedeutung. Es erscheint 
daher zweckmäßig, vorzusehen, daß der Un- 
ternehmer ausdrücklich verpflichtet werden 
kann, durch Selbstüberwachung solche Kon- 
trollen zu ermöglichen. 

Zu § 10 Abs. 2 

Bei Benutzung von größerer Bedeutung wird 
es regelmäßig notig sein, den Antrag öffent- 
lich auszulegen, um auf diesem Wege die Un- 
terlagen zu erhalten, die für die Beurteilung 
der durch die beabsichtigte Benutzung zu er- 
wartenden Folgen gebraucht werden. Ande- 
rerseits entspridit es dem Charakter der Er- 
laubnis, daß sie grundsätzlich In einem form- 
losen Verfahren erteilt wird. In unbedeuten- 
den Fällen kann daher auf die öffentliche 
Auslegung und die Erörterung mit den Be- 
teiligten verzichtet werden. Damit wird es 


der Behörde ermöglicht, solche unbedeuten- 
den Fälle schnell zu erledigen 

Zu § 11 

Die Grundsätze des Bewilligungsverfahrens 
entsprechen den Bestimmungen der meisten 
Landeswassergesetze. 

Absatz 5: Da die Bewilligung ein subjektiv- 
öffentliches Recht gibt, das nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen zurückgenommen 
werden kann, ist bei Benutzungen, die sich 
über größere Abschnitte eines Wasserlaufs 
auswirken können, eine besonders sorgfälti- 
ge Prüfung des Antrages notwendig. Es liegt 
Im Interesse der Sache, wenn die Bewilli- 
gungsbehörde hierbei durch sachkundige Per- 
sonen unterstützt wird. Deswegen sieht das 
Gesetz für solche Fälle die Möglichkeit vor, 
den Beirat gutachtlich zu hören. 

Absatz 6: Die Frage, ob die beabsichtigte Be- 
nutzung Rechte anderer beeinträchtigt, kann 
für die Entscheidung über den Bewilligungs- 
antrag, namentlich auch für die Festsetzung 
von Auflagen oder Entschädigungen eine 
große Bedeutung haben. Das es andererseits 
nicht Aufgabe der Bewilligungsbehörde Ist, 
über das Bestehen dieses Redits eine Entschei- 
dung selbst zu treffen, ist die Möglichkeit 
vorgesehen, daß die Bewilligungsbehörde ei- 
nen Streit über das Bestehen eines Rechts zur 
richterlichen Entscheidung bringt (Satz 1). 
Von der Frage, welche Auswirkung das 
Recht auf die Entscheidung über den Bewllli- 
gimgsantrag haben würde, ist es abhängig, ob 
die Bewflligungsbehörde das Verfahren bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung aussetzen 
kann oder muß (Satz 2). Solange nicht rechts- 
kräftig entschieden ist, daß das geltend ge- 
machte Recht nicht besteht, scheint es not- 
wendig, bei einer Erteilung der Bewilligung 
einen Vorbehalt nach Satz 3 zu machen. 

Absatz 7: Durch Satz 1 ist der Bewilligungs- 
behörde die Möglichkeit gegeben, die Ent- 
scheidung wegen der Entschädigung einem 
Nachverfahren vorzubehalten, wenn gegen 
die Erteilung einer beantragten Bewilligung 
unbeschadet der etwa nötigen Entschädigung 
keine Bedenken bestehen. Die Bestimmung 
dient der Beschleunigung des Verfahrens. 
Satz 2 soll klarstellen, daß für die Festset- 
zung der Entschädigung In jedem Falle die 
Vorschriften für das Entschädigungsverfah- 
ren zu beachten sind. 

Absatz 8: Liegen mehrere Anträge auf Er- 
teilung von Bewilligungen vor, können aber 


23 



die beantragten Benutzungen nicht nebenein- 
ander bestehen, so gibt diese Vorschrift der 
Bewilligungsbehörde einen Anhalt, welche 
Rangfolge diese Anträge haben sollen. Dar- 
über hinaus soll diese Vorschrift das Ermes- 
sen der Bewilligungsbehörde aber nicht ein- 
engen, insbesondere gibt sie den Antragstel- 
lern keinen Anspruch auf Erteilung der bean- 
tragten Bewilligung. 

Zu § 12 Abs. 2 

Diese Vorschrift enthält nur den Mindestin- 
halt des Bewilligungsbeschlusses; sie ist dem 
§ 72 des preußischen Wassergesetzes nachge- 
bildet. 

Zu § 13 

Diese Regelung entspricht im wesentlichen 
den Vorschriften der Landeswassergesetze 
bei der Begründung von Rechtsstellungen 
nach Art der Bewilligung. 

Zu § 14 

Absatz 1 : Da der Unternehmer das Recht auf 
Benutzung der Bundeswasserstraße kraft öf- 
fentlichen Rechts erhält, werden die Ansprü- 
che aus dem bürgerlichen Recht, die ihn 
zwingen würden, sein Recht nicht mehr aus- 
zuüben und die erstellten Anlagen zu beseiti- 
gen, z. B. aus Besitzstörung, ausdrücklich aus- 
geschlossen. Das Bewilligungsverfahren bietet 
hinreichende Gewähr, daß die Rechte Dritter 
gewahrt bleiben. Diese Regelung entspricht 
dem bisherigen Rechtszustand nach den mei- 
sten Landeswassergesetzen. Sie gilt nur so- 
weit, als die Benutzung sich im Rahmen der 
Bewilligung hält (eine darüber hinausgehen- 
de Benutzung ist keine „bewilligte Benut- 
zung“) und die erteilten Auflagen beachtet 
werden. 

Absatz 2: Es ginge jedoch über den mit Ab- 
satz^ 1 verfolgten Zweck hinaus, wenn die Be- 
willigung audi solche Ansprüche ausschließen 
würde, die sich aus vertraglichen Bindungen 
ergeben; die vertraglichen Vereinbarungen 
können ja gerade darauf abzielen, daß Be- 
nutzungen in der beantragten Art nicht aus- 
geübt werden sollen. Es ist nicht Aufgabe des 
Gesetzgebers, In solche vertraglichen Rege- 
lungen einzugreifen. Dies stellt der Absatz 
2 ausdrücklich klar. 

Zu § 15 

Absatz 1: Die Anforderungen an den Rein- 
heitsgrad einer Bundeswasserstraße können 
Veränderungen unterliegen. Ständen solchen 


Veränderungen Benutzungen unveränderlich 
gegenüber, so könnte für alle übrigen Benut- 
zungen der Bundeswasserstraße sich ein Not- 
stand ergeben, der u. U. erhebliche Rückwir- 
kungen auf das Wohl der Allgemeinheit hätte. 
Ist eine Relnhalteordnung im Interesse des 
Wohls der Allgemeinheit oder einer Vielzahl 
von Benutzungen ergangen, so muß von dem 
einzelnen Benutzer, der dazu beiträgt, die 
Bundeswasserstraße zu verunreinigen, ver- 
langt werden, daß er seine Benutzung den 
veränderten Verhältnissen anpaßt. Allerdings 
Ist er dann, soweit nicht die Voraussetzungen 
des § 8 Abs. 2 vorliegen, zu entschädigen. 
Absatz 2: In den Fällen des Absatzes 2 hat 
der Unternehmer den Rechtsgrund, der zu 
der Beschränkung oder Rücknahme der Be- 
willigung führt, selbst zu vertreten. Eine Ent- 
schädigung kommt daher hier nicht in Frage. 

Zu § 16 

Die in Absatz 1 getroffene Regelung ent- 
spricht derjenigen, die im Rechtsleben für 
vergleichbare Tatbestände üblich Ist. 

Zu § 17 

Wasser- und Bodenverbände üben z. T. Rech- 
te und Befugnisse im Sinne des vorliegenden 
Gesetzes aus. Sie bedürfen hierzu wie jeder 
andere Unternehmer der Erlaubnis oder der 
Bewilligung, selbst wenn sich die beabsichtig- 
te Benutzung im Rahmen der gesetzlichen 
oder satzungsmäßigen Aufgabe des Verban- 
des hält. Auch bisher hatten sich nach herr- 
schender Meinung die Wasser- und Bodenver- 
bände um die Erteilung ähnlicher behördli- 
cher Genehmigungen von Fall zu Fall zu be- 
mühen. Wenn aber für einzelne Vorhaben 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Spezialgeset- 
ze bestehen, nach denen eine Erlaubnis oder 
Bewilligung nicht erforderlich ist, so hat es 
dabei sein Bewenden. 

Zu § 18 

Absatz 1: Die In Absatz 1 aufgeführten alten 
Rechte und Befugnisse konnten bisher regel- 
mäßig nur auf Grund förmlicher Verfahren 
entstehen; auch lassen sie durch die gesetzten 
Auflagen und Bedingungen meistens eine 
ausreichende Abgrenzung Ihres Inhalts erken- 
nen. Es kann daher darauf verzichtet werden, 
sie auf eine Erlaubnis oder Bewilligung um- 
zustellen. 

Absatz 2: Damit die aufrechterhaltenen alten 
Rechte und Befugnisse für die Wasserbehörde 
nicht zu einem unüberwindlichen Hindernis 
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bei der Durchführung ihrer Aufgaben wer- 
den kann, mußte auch für sie bestimmt wer- 
den, daß sie unter den in Absatz 2 aufgeführ- 
ten Voraussetzungen beschränkt oder zurück- 
genommen werden können. Jedoch ist dann 
eine Entschädigung zu leisten, es sei denn, 
daß die Beschränkung oder Rücknahme nach 
bisherigem Recht auch ohne Entschädigung 
möglich war. 

Zu § 19 

Absatz 1: Die Verwaltung der Bundeswasser- 
straßen erfordert einen Überblick über die 
an ihnen bestehenden Rechte und Befugnis- 
se. Das Gesetz sieht darum vor, daß die alten 
Rechte und Befugnisse angemeldet werden 
müssen und daß sie, soweit sie nicht angemel- 
det werden, erlöschen. Aus rechtsstaatlichen 
Erwägungen sind von dieser Rechtsfolge sol- 
che Rechte und Befugnisse ausgenommen 
worden, die im Grundbudi oder in einem 
Register, das auf Grund eines Landeswasser- 
gesetzes geführt wird, eingetragen sind; das 
Gesetz geht nämlich davon aus, daß derarti- 
ge Eintragungen einen genügenden Schutz 
vor einem Reditsverlust durdi Nichtanmel- 
den bieten, und muß es daher den zuständi- 
gen Behörden überlassen, durch eigene Er- 
mittlungen sich selber Kenntnis von dem Be- 
stehen dieser Rechte und Befugnisse zu ver- 
schaffen. Ferner scheint es berechtigt, daß 
auch jenen Rechten und Befugnissen eine be- 
vorzugte Behandlung zuteil wird, die bis zum 
Ablauf der Anmeldefrist nach Satz 1 bei einer 
für das Wasser zuständigen Behörde akten- 
kundig geworden sind; denn auch für sie be- 
stehen amtliche Unterlagen, so daß auch hier 
den zuständigen Behörden zu gemutet wer- 
den kann, sie sich zu beschaffen. Andererseits 
darf nicht verkannt werden, daß bei Rechten 
und Befugnissen, die nicht mehr ausgeübt 
werden, die Vermutung berechtigt erscheint, 
daß sie auch für ihren Inhaber keinen beson- 
deren Wert mehr haben; es scheint daher be- 
rechtigt, sie, wenn sie nur aktenkundig sind, 
von jener bevorzugten Behandlung auszu- 
schliessen und der Behörde schwierige Nach- 
forschungen zu ersparen. 

Absatz 2: Nach der in Absatz 1 getroffenen 
Regelung werden alte Rechte und Befugnisse 
infolge der Nichtanmeldung nur selten er- 
löschen. Wird gleidiwohl der Inhaber eines 
Rechts betroffen, so billigt ihm das Gesetz 
aus rechtsstaatlichen Erwägungen einen An- 
spruch auf Erteilung einer Bewilligung im 
Umfang seines bisherigen Rechts zu, aller- 


dings unter der Voraussetzung, daß nach die- 
sem Gesetz keine gesetzlichen Hindernisse der 
Erteilung entgegenstehen. 

Zu § 20 

Absatz 1: Außer den in § 18 genannten alten 
Rechten und Befugnissen dürfen nach bishe- 
rigem Recht an den Bundeswasserstraßen 
auch andere Benutzungen ausgeübt werden, 
die deswegen nicht unter § 18 fallen, weil 
entweder für sie bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes keine Anlagen vorhanden sind oder 
weil für sie keine der in § 18 aufgeführten 
Rechtsgrundlagen bestehen. Wenn das Gesetz 
vorschreibt, daß diese Benutzungen nach Ab- 
lauf von zwei Jahren seit seinem Inkrafttre- 
ten einer Erlaubnis oder Bewilligung bedür- 
fen, so bezweckt es damit, für sie die notwen- 
dige Klarheit über ihren Umfang und ihre 
Rechtsgrundlage zu schaffen. 

Absatz 2; Da es einer Enteignung gleichkäme, 
ein Recht im Sinne des Absatzes 1 durch die 
Vorsdiriften dieses Gesetzes ersatzlos erlö- 
schen zu lassen, hat das Gesetz dem früheren 
Rechtsinhaber unter den näher angegebenen 
Voraussetzungen einen Anspruch auf die Er- 
teilung der Bewilligung zugesprochen. 

Absatz 3: Die hier vorgesehene Regelung 
wegen der Entschädigung war mit Rücksicht 
auf Artikel 14 GG erforderlich. 

Zu § 21 

Die öffentliche Hand wendet alljährlich er- 
hebliche Geldmittel für die Unterhaltung der 
Bundeswasserstraßen auf und dient damit al- 
len Benutzern des Wassers. Es ist daher be- 
rechtigt, daß diejenigen, die eine Sondernut- 
zung am Wasser ausüben, zu diesen Aufwen- 
dungen einen Beitrag leisten. Durch den 
Wasserzins soll auch das Entgelt für die pri- 
vatrechtliche Gestattung abgegolten sein; be- 
sondere Leistungen der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung, die für die Ermöglichung 
der Benutzung notwendig sind (z. B. das 
Pumpen von Wasser), sowie für die Inan- 
spruchnahme von Grundstücken werden 
hierdurch nicht abgegolten. 

Zu § 22 

Die in dieser Bestimmung getroffene Rege- 
lung Ist bedingt durch den öffentlich-recht- 
lichen Charakter des Gesetzes, der es verbie- 
tet, in Notfällen auf Vorschriften außerhalb 
des öffentlichen Rechts zurückzugreifen, z. B. 
auf § 904 BGB. Es mußte deshalb ausgespro- 
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dien werden, daß in Notfällen auch ohne 
eine Erlaubnis oder Bewilligung die Benut- 
zung der Bundeswasserstraßen nicht rechts- 
widrig ist. 

2u § 23 

Absatz Eine Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit braucht nicht immer von 
der einzelnen Wasserbenutzung auszugehen; 
wenn die Wasserbenutzungen sich unterein- 
ander behindern und dadurch beispielsweise 
ihr volkswirtschaftlicher Wert stark herabge- 
setzt wird, so kann auch dies das Wohl der 
Allgemeinheit beeinträchtigen. Es entspricht 
daher einem Bedürfnis der Wasserwirtschaft, 
wenn in solchen Fällen der gesamte Komplex 
der Wasserbenutzungen durch eine Ausglei- 
chung der Interessen geregelt werden kann, 
sei es, daß die zuständige Behörde von Amts 
wegen die Ausgleichung herbeiführt, sei es, 
daß sie auf Antrag zu diesem Zwecke tätig 
wird. 

Absatz 2: Die vielgestaltigen Möglichkeiten 
des jeweils auszugleichenden Sachverhalts las- 
sen es untunlich erscheinen, durch das Gesetz 
eingehende Anweisungen über die Durchfüh- 
rung der Ausgleichung zu erteilen; dies muß 
daher dem billigen Ermessen der Fachbehörde 
überlassen bleiben (Satz 1). Die in Satz 2 ge- 
troffene Regelung sichert den durch die Aus- 
gleichung Betroffenen die in § 25 vorgesehene 
Entsdiädigung. 

Zu § 24 

Satz 1 setzt eine Duldungspflidit bei be- 
stimmten Arbeiten fest, deren Durchführung 
im öffentlichen Interesse liegt. Der in Satz 2 
gegebene Anspruch auf Entsdiädigung stellt 
einen billigerweise gewährten Ausgleich für 
besondere Härtefälle dar. 

Zu § 25 

Absatz 1: Diese Bestimmung erfaßt alle im 
Gesetz vorgesehenen Entschädigungsfälle und 
trägt dem Inhalt des Artikel 14 Abs. 3 Satz 2 
GG Rechnung, wonach Art und Ausmaß der 
Entschädigung zu regeln sind. Sie wird auch 
Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 GG insofern gerecht, 
als dort die Forderung aufgestellt wird, die 
Entschädigung unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Betei- 
ligten zu bestimmen. 

Es sollen die dem Entschädigungsbereditigten 
entstandenen Nachteile voll ausgeglichen wer- 
den. Vorteile aus Anlagen, die erst nach dem 
Erlaß des die Entschädigungspflicht auslösen- 
den Verwaltungsakts errichtet worden sind. 


bleiben unberücksichtigt. Der Betroffene ist 
aber billigerweise für solche Maßnahmen zu 
entschädigen, die vor dem Verwaltungsakt 
getroffen worden waren und nach der Ent- 
wicklung der Verhältnisse seine Nutzungen 
nachhaltig gesteigert hätten (Satz 2). 

Da ein Verkehrswert für die beeinträchtigten 
Wasserbenutzungen schwer zu ermitteln ist, 
soll der Schaden nach der Minderung des Er- 
tragswertes berechnet werden (Satz 1). Han- 
delt es sich jedoch um eine Entschädigung für 
die Beeinträchtigung des Rechts an einem 
Grundstück, so ist der gemeine Wert des 
Grundstücks der Entschädigung zugrunde zu 
legen, soweit dieser höher als der Ertragswert 
ist (Satz 3). Das wird z. B, der Fall sein bei 
Grundstücken, die als Bauland geeignet sind, 
z. Z. des behördlichen Eingriffs aber gar nicht 
oder nur landwirtschaftlich genutzt werden. 
In diesen Fällen wäre es unbillig, bei der Be- 
messung der Entschädigung von dem u. U. 
sehr geringen Ertragswert auszugehen. 

Absatz 2: Obwohl es zumeist im allgemeinen 
Interesse liegt, daß die durch einen Eingriff in 
die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse eintre- 
tenden schädlichen Veränderungen grundsätz- 
lich durch wasserwirtschaftliche oder andere 
Maßnahmen und nicht durch Geldleistungen 
ausgeglichen werden, ist die Bestimmung, daß 
die Entschädigung in Geld festzusetzen Ist, 
deswegen unbedenklich, weil in den weitaus 
meisten Entschädigungsfällen dem entschädi- 
gungspflichtigen Eingriff ein förmliches Ver- 
fahren zugrunde liegt, in dem die Möglich- 
keit bereits gegeben war, nachteilige Wirkun- 
gen durch Auflagen zu verhüten oder auszu- 
gleichen. Durch den Grundsatz, daß Schädi- 
gungen durch Geldleistungen abgegolten wer- 
den sollen, wird eine Erleichterung und damit 
auch eine Beschleunigung des Entschädigungs- 
verfahrens bezweckt. 

Für die Fälle, in denen die Möglichkeit, 
Schäden durch Auflagen zu verhüten oder 
auszugleichen, nicht gegeben war, soll gleich- 
wohl im Entschädigungsverfahren die Mög- 
lichkeit eines Ausgleichs durch „Naturallei- 
stungen“ offengehalten bleiben. Doch ist 
dann die Zustimmung des Entschädigungsbe- 
rechtigten erforderlich, auch müssen sich 
dann die Kosten der angeordneten Maßnah- 
men In einem wirtschaftlich zumutbaren 
Rahmen halten. 

Absatz 3: Die Bestimmung, daß die Entschä- 
digung für die Beseitigung von Anlagen ge- 
mäß § 16 Abs. gesondert festzusetzen ist, be- 
rücksichtigt den Umstand, daß eine solche 
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Entschädigung zweckgebunden ist und soll 
dazu beitragen, daß die zweckgebundene Ver- 
wendung der festgesetzten Entschädigung ge- 
sichert werden kann. 

Zu § 26 

Absatz 1; Das Gesetz enspricht einem allge- 
meinen Rechtsgedanken, wenn es durch diese 
Vorschrift dem Eigentümer in den genannten 
Fällen das Recht einräumt, gegen Abgabe des 
Grundstücks die nach den Enteignungsgeset- 
zen ihm hierfür zustehende Entschädigung 
zu verlangen. 

Absatz 2: Der in Absatz 1 für das Eigentum 
enthaltene Rechtsgedanken gilt entsprechend. 

Zu §§ 27 bis 29 

Die eingehenden Vorschriften über das Ent- 
schädigungsverfahren sollen sicherstellen, daß 
bei der Festsetzung der Entscliädigung die be- 
rechtigten Interessen aller Beteiligten gewahrt 
werden. Das Gesetz lehnt sich dabei an die 
für solche Verfahren sonst bestehenden Vor- 
schriften an. Der in Artikel 14 GG enthal- 
tenen Forderung, daß im Streitfälle wegen 
der Höhe der Entschädigung der Rechtsweg 
offen stehen muß, trägt der § 29 Rechnung. 

Zu § 30 

Absatz 1 : Die Beaclitung der dem einzelnen 
Wasserbenutzer gemachten Auflagen und Be- 
dingungen erfordert regelmäßig einen nicht 
unerheblichen Kostenaufwand. Die Pflicht, 
die der Reinhaltung dienenden Auflagen und 
Bedingungen zu beachten, wird daher oftmals 
vernachlässigt. Daraus ergeben sich erhebliche 
Nachteile für die übrigen Wasserbenutzer 
und Gefahren für das Wohl der Allgemein- 
heit. Das Gesetz muß daher den für den Zu- 
stand der Bundeswasserstraßen verantwort- 
lichen Behörden die Möglichkeit geben, eine 
wirksamere Überwachung der einzelnen 
Wasserbenutzungen als bisher durchzufüh- 
ren. 

Absätze 2 und 3: Diese Vorschriften sollen 
den Unternehmer vor Nachteilen schützen, 
die dadurch eintreten können, das Kenntnis- 
se, welche die Behörden bei der Überwachung 
nach Absatz 1 erlangen, mißbraucht werden. 
Soweit dabei die Bediensteten der zuständi- 
gen Behörde Einsicht in Betriebsgeheimnisse 
erhalten, besteht durch die Strafbestimmung 
des § 38 (Verrat von Geschäftsgeheimnissen) 
ein besonderer Rechtsschutz. 


Zu § 31 

Im Gegensatz zur Entschädigung des § 25, 
die öffentlidi-rechtlicher Art ist, handelt es 
sich hier um einen bürgerlich-rechtlichen 
Schadenersatz; er ist jedem zu gewähren, der 
durch das Zuführen fester, flüssiger oder gas- 
förmiger Stoffe geschädigt wird. Ist der Scha- 
den durch mehrere Benutzer herbeigeführt 
worden, so haften diese als Gesamtschuldner, 
da dem Geschädigten nicht der Nachweis auf- 
gebürdet werden kann, in welchem Maße die 
einzelnen Schädiger an der Entstehung des 
Schadens beteiligt sind. Lediglich bei Benut- 
zungen, für die eine Bewilligung erteilt wor- 
den ist, sind Schadenersatzansprüche durcli 
§14 ausgeschlossen; in diesen Fällen kommt 
nur die Entschädigung nach § 13 Abs. 3 in 
Frage. 

Zu § 32 

Absatz 1: Die zuständigen Behörden müssen 
jeweils einen ausreichenden Überblick über 
die an den Bundeswasserstraßen bestehenden 
Benutzungen haben, um ihre Aufgaben erfül- 
len zu können. Sie haben daher Wasserbücher 
zu führen, die sämtliche durch dieses Gesetz 
begründeten und aufrechterhaltenen Rechte 
und Befugnisse ausweisen. 

Im Gegensatz zum preußischen Wassergesetz, 
das wegen seines privatrechtlichen Charakters 
audi die Bestimmung enthält, daß die Eintra- 
gungen in das Wasserbuch bis zum Beweise 
des Gegenteils als richtig gelten (§ 190 

WG), knüpft das vorliegende Gesetz, da es 
sich grundsätzlich auf die Regelung der öffent- 
lich-rechtlichen Beziehungen beschränkt, an 
die Eintragung keine Rechtsfolgen. Es konn- 
te daher auch auf ein förmliches Eintragungs- 
verfahren verzichtet werden. 

Absatz 2: Gleichwohl dienen die Eintragun- 
gen nicht nur behördlichen Zwecken; auch 
für diejenigen, die sich über die an den Bun- 
deswasserstraßen bestehenden Rechte und Be- 
fugnisse unterrichten wollen, sind die Eintra- 
gungen von Interesse. Deswegen scheint es 
angezeigt, daß das Wasserbuch erkennen läßt, 
wenn ein Dritter einer Eintragung wider- 
spricht und damit ihre Richtigkeit anzwei- 
felt. 

Zu § 33 

Nach Artikel 89 Abs. 2 GG hat der Bund 
die Bundeswasserstraßen durch eigene Behör- 
den zu verwalten. Die sida aus dem Gesetz 
ergebenden Aufgaben können daher nur von 
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den Behörden des Bundes, und zwar den 
Behörden der Wasser- und Sdilffahrtsver- 
waltung durchgeführt werden. 

An manchen Bundeswasserstraßen liegen Hä- 
fen ganz oder teilweise in der Bundeswasser- 
straße (Stromhäfen). Hier ist es nötig, daß 
auch innerhalb dieser bundeseigenen Hafen- 
teile die Durchführung des Gesetzes den Be- 
hörden der Wasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung des Bundes und nicht etwa den Hafen- 
behörden obliegt, deren Aufgabe nicht in der 
Verwaltung der Wasserstraßen, sondern in 
der Regelung des Schiffsverkehrs und des 
Güterumschlags Hegt. 

Zu § 34 

Um sicherzustellen, daß Relnhalteordnungen 
und Bewilligungen von überörtlicher Bedeu- 
tung erst nach sorgfältiger Abwägung aller 
wasserwirtschaftlichen und aller anderen 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte erlassen wer- 
den, ist die Bildung von Beiräten bei der 
höheren Wasserbehörde vorgesehen. Als 
Mitglieder werden insbesondere Vertreter 
wasserwirtschaftlicher Verbände, der Indu- 
strie- und Handelskammern, der Landwirt- 
schaftskammern sowie der Städte und Ge- 
meinden In Frage kommen. Die Zusam- 
mensetzung der Beiräte im einzelnen kann 
im Hinblick auf ihre nur beratende Tätig- 
keit durch Rechtsverordnung geregelt wer- 
den. Unberührt bleibt die durdi Artikel 89 
Abs. 3 GG vorgeschriebene Mitwirkung der 
Länder in Angelegenheiten der Wasserwirt- 
schaft. 

Zu § 36 

Die Höhe der vorgesehenen Strafen rechtfer- 
tigt sich sowohl aus der Bedeutung, welche 
die Bundeswasserstraßen als Lebensgrundlage 
für die Gesamtheit haben, als auch aus dem 
Umstand, daß durch rechtswidriges Verhal- 
ten besondere Gewinne und Ersparnisse er- 
zielt werden können. Diese Gesichtspunkte 
rechtfertigen auch, daß die fahrlässig began- 
gene Tat unter Strafe gestellt wird (Absatz 2). 

Zu § 37 

Diese Bestimmung behandelt den dadurch 
qualifizierten Tatbestand des § 36, daß die 
Tat eine Gefährdung des Lebens oder der 
Gesundheit anderer herbeiführt. Das Straf- 
maß ist entsprechend verschärft, und zwar 
sowohl für die vorsätzliche als auch für die 
fahrlässige Handlung. 


Zu § 38 

Weil die nach diesem Gesetz zum Schutze 
der Bundeswasserstraßen möglichen Kontrol- 
len vielfach Einblick in das Geschäfts- und 
Betriebsleben geben, erscheint es notwendig, 
eine Bestimmung aufzunehmen, die den Ver- 
rat von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
unter Strafe stellt. Wegen der Schwere der 
mit einem solchen Verrat verbundenen wirt- 
schaftlichen Folgen erscheint die angedrohte 
Strafe gerechtfertigt. 

Zu §§ 39 und 40 

Die Geldbuße von zehntausend bzw. fünftau- 
send Deutsche Mark hält sich im Rahmen des 
§ 4 Abs. 3 und des § 5 des Wirtschaftsstrafge- 
setzes vom 9. Juli 1954 (BGBl. I S. 175). 

Der § 40 gibt die Möglichkeit, auch gegen 
den Inhaber oder Leiter eines Betriebes oder, 
falls der Inhaber des Betriebes eine juristische 
Person oder eine Personengesellschaft des 
Handelsrechts ist, auch gegen diese eine Geld- 
buße festzusetzen. Die Vorschrift lehnt sich 
an die Bestimmungen des § 376 des preußi- 
schen Wassergesetzes und des § 151 der Ge- 
werbeordnung sowie des § 5 des Wirtschafts- 
gesetzes an. 

Zu § 41 

Wie schon in der Begründung zu § 4 Abs. 1, 
auf die Bezug genommen wird, zum Aus- 
druck gekommen ist, muß bei Erlaß der 
in Absatz 1 Nr. 1 vorgesehenen Vorschriften 
auf die Internationalen Regelungen Rück- 
sicht genommen werden. Wegen dieser Zu- 
sammenhänge empfiehlt sich eine Regelung 
durch Verordnung. 

Zu § 42 

Die unschädliche Beseitigung der auf den 
Schiffen anfallenden Abfallstoffe, Insbeson- 
dere auch des Öls, erfordert besondere Maß- 
nahmen sowohl auf den Schiffen als auch auf 
dem Lande. Da für die Schaffung und Unter- 
haltung der ortsfesten Anlagen die Schiff- 
fahrt nur schwer herangezogen werden kann, 
die Anlagen aber zur Abwendung von Ge- 
fahren für das öffentliche Wohl unerläßlich 
sind, scheint es geboten, daß der Bund sich 
an der Aufbringung der hierfür erforder- 
lichen Mittel beteiligt. 

Zu § 43 

Absatz 1: Angesichts der Neuordnung, die 
das vorliegende Gesetz für die Reinhaltung 
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der Bundeswasserstraßen bringt, ist für die 
Anwendung anderer Verfahren, die sich mit 
den gleichen Benutzungen in den Bundes- 
wasserstraßen befassen, kein Raum mehr. 

Absatz 2: Unberührt bleiben allerdings die 
durch Staatsvertrag getroffenen Sonder- 
regelungen. 


Zu § 44 

Wegen der besonderen Rechtslage des Lan- 
des Berlin muß der Bund Verwaltungsverein- 
barungen mit dem Land Berlin abschließen 
können, durch welche die Aufgaben der Was- 
serbehörden ganz oder teilweise auf Landes- 
behörden übertragen werden. 


Anlage 2 


Begründung des Bundesrates 
zur Ablehnung des Gesetzentwurfs 


Der Bundesrat ist der Auffassung, daß der 
Bund nach Artikel 74 Nr. 21 GG keine Ge- 
setzgebungskompetenz zum Erlaß des Ge- 
setzes hat. 

Der Entwurf enthalt mit Ausnahme einiger 
weniger Vorschriften Regelungen, die die 
Bewirtschaftung des Wassers in mengen- 
und gütemäßiger Hinsicht zum Gegenstand 
haben, also Vorschriften, für die der Bund 
nur die Gesetzgebungskompetenz nach Ar- 
tikel 75 Nr. 4 GG (Wasserhaushalt) hat. Ar- 
tikel 74 Nr. 21 GG steht nicht in der Weise 
neben Artikel 75 Nr. 4 GG, daß er dem 
Bund eine bezüglich der Bundeswasserstraßen 
umfassende Kompetenz gdbe, auf Grund 
deren für diese auch Einzelvorschriften er- 
lassen werden könnten, die den Wasserhaus- 
halt betreffen. Die Formulierung des Ar- 
tikels 75 Nr. 4 GG entbehrt jedes Hinweises 
in dieser Richtung (vgl. im Gegensatz dazu 
Artikel 75 Nr.l in Verbindung mitArtikel73 
Nr. 8 GG oder auch Artikel 74 Nr. 23 in 
Verbindung mit Artikel 73 Nr, 6 GG). Es 
ist deshalb davon auszugehen, daß beide 
Kompetenzen in der Weise selbständig neben- 
einanderstehen, daß die des Artikels 74 
Nr. 21 GG nidit die In Artikel 75 Nr. 4 GG 
behandelte Materie umfaßt. Eine wasser- 
rechtliche Sonderregelung für die Bundes- 
wasserstraßen wäre auch Im Hinblick auf die 
notwendig einheitliche Behandlung der Ge- 
wässer In bezug auf Regelungen des Wasser- 
haushalts kaum durdiführbar. Artikel 74 
Nr. 21 GG betrifft hiernadi nur solche Re- 


gelungen über die Bundes Wasserstraßen, die 
sich auf das Verkehrswesen einschließlich des 
Ausbaues der Wasserstraßen beziehen. Dies 
ergibt sich auch aus dem Wortlaut und Ins- 
besonders auch aus dem Zusammenhang der 
Nr. 21 bis 23 des Artikels 74 GG. 

Die Nr. 22 umfaßt den Eisenbahnverkehr, 
die Nr. 25 den Straßenverkehr, 
die Nr. 21 dementsprechend den Wasserver- 
kehr. 

Da der Entwurf des Gesetzes über den Was- 
serhaushalt nach Artikel 75 Nr. 4 GG be- 
reits den gesetzgebenden Körperschaften vor- 
liegt, bedarf es keiner Prüfung, ob der Ent- 
wurf seine Grundlage In der genannten Ver- 
fassungsbestimmung finden könnte. 

Außerdem fehlt die verfassungsrechtliche 
Grundlage dafür, daß das Gesetz von der 
bundeseigenen Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung durchgeführt wird. Die verfassungs- 
rechtliche Grundlage kann nicht in Artikel 89 
GG gesehen werden. Der Bundesrat ist viel- 
mehr der Auffassung, daß die Länder die 
Kompetenz haben, die wasserwirtschaftlich 
oder landeskulturell erforderlichen Verwal- 
tungsmaßnahmen zu treffen. Der Bund hat 
nach Artikel 89 GG die Verwaltungskom- 
petenz nur in Angelegenheiten des Wasser- 
straßenverkehrs. In wasserwirtschaftlichen 
und landeskulturellen Angelegenheiten kommt 
dem Bund eine Verwaltungskompetenz nur 
zu, soweit diese Angelegenheiten von den 
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vorgenannten Maßnahmen nicht getrennt 
werden können und das Interesse des Bun- 
des als Verkehrsverwaltung überwiegt. Nur 
bei dieser Auslegung erscheint auch Ar- 
tikel 89 Abs. 3 GG sinnvoll, der den Bund 
bei Maßnahmen Im Rahmen des Verkehrs- 
bereichs, die zugleich von wasserwirtschaft- 
licher und landeskultureller Bedeutung sind, 
an das Einvernehmen der Länder bindet. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß Ar- 
tikel 89 GG nach seiner Entstehungsge- 
schichte die Verwaltungskompetenz des Bun- 
des nicht anders festlegt als Artikel 97 WRV 
in der Auslegung, die diese Bestimmung in 
dem Urteil des Staatsgerichtshofes vom 12. 
Dezember 1925 (RGZ Bd. 112 Anhang S. 42) 
gefunden hat (vgl. hierzu die Stellungnahme 
des Bundesrates zum Entwurf eines Wasser- 
haltsgesetzes Drucksache 2072 Anlage 2). 

Der Bundesrat sieht sich aus diesen verfas- 


sungsreditlichen Gründen nidit In der Lage, 
den von der Bundesregierung vorgeschlage- 
nen gesetzgeberischen Weg eines Gesetzes zur 
Reinhaltung der Bundeswasserstraßen niltzu- 
gehen. Er betont aber ausdrücklich, daß er 
mit der Bundesregierung das Problem der 
Reinhaltung der Wasserstraßen für beson- 
ders vordringlich hält. Er hält auch infolge 
der Weiträumigkeit und der über die Gren- 
zen mehrerer Länder hlnausgreifendenStrom- 
gebiete eine Lösung ohne Mitwirkung des 
Bundes bei dem Erlaß der erforderlichen 
Rechtsvorschriften und im Bereich der Bun- 
deswasserstraßen ohne eine Mitwirkung sei- 
ner Wasser- und Schiffahrtsverwaltung nicht 
für erfolgreich. 

Er bittet daher die Bundesregierung, weiter- 
hin in Zusammenarbeit mit den Ländern 
bald nach einer Lösung dieser schwierigen 
Frage zu suchen, gegen die verfassungsredit- 
liche Bedenken nicht zu erheben sind. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Ablehnung des Gesetzentwurfs durch den Bundesrat 


Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 
5. Oktober 1956 beschlossen, den Entwurf 
eines Gesetzes zur Reinhaltung der Bundes- 
wasserstraßen abzulehnen, weil der Bund 
keine Gesetzgebungskompetenz für den Er- 
laß des Gesetzes habe. Außerdem fehle die 
verfassungsrechtliche Grundlage dafür, daß 
das Gesetz von der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes durchgeführt werde. 
Dieser Ansicht des Bundesrates kann nicht 
gefolgt werden. 

L 

Gesetzgebungskompetenz 

Die Einwendungen gegen die Zuständigkeit 
zur Gesetzgebung sind nicht stichhaltig. 

1. Der Entwurf stützt sich auf Artikel 74 
Nr. 21 GG. Die daneben bestehende Kom- 
petenz des Bundes aus Artikel 75 Nr. 4 GG, 


Rahmenvorschriften über den Wasserhaus- 
halt zu erlassen, bedeutet keine Einengung 
des Artikels 74 Nr. 21 GG und besagt nicht, 
daß sich Artikel 74 Nr. 21 GG nldit auf den 
Wasserhaushalt erstreckt. Durch Artikel 75 
Nr. 4 GG soll vielmehr über die nach Ar- 
tikel 74 Nr. 21 GG auf bundeseigene Objekte 
beschränkte Vollkompetenz hinaus dem Bund 
in Fragen des Wasserhaushalts im allgemeinen 
die Befugnis zur Rahmengesetzgebung einge- 
räumt werden. Diese Auffassung wird durch 
die Entstehungsgeschichte des Artikels 75 
Nr. 4 GG bestätigt (vgl. die Ausführungen 
des Bundesministers für Verkehr vor dem 
Bundesrat am 5. Oktober 1956 - Sitzungs- 
bericht Nr. 163 S. 335 A). 

Der Bundesrat ist im übrigen auch selbst 
bereits gelegentlich der Beratung des Bun- 
desjagdgesetzes der Ansicht beigetreten, daß 
Artikel 74 und 75 GG nicht in einem sich 
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gegenseitig ausschließenden Verhältnis stehen, 
indem er seinen zunächst gegen das Gesetz 
erhobenen Widerspruch fallen ließ. 

2. Nicht haltbar ist auch die Meinung des 
Bundesrates, Artikel 74 Nr. 21 GG betreffe 
nur solche Regelungen für die Bundeswasser- 
straßen, die sidi auf das Verkehrswesen be- 
ziehen. 

Mit dem In Artikel 74 Nr. 21 GG gebrauch- 
ten Begriff „die dem allgemeinen Verkehr 
dienenden Binnenwasserstraßen“ Ist die Ab- 
grenzung der schiffbaren Wasserstraßen ge- 
genüber anderen, höchstens für einen Klein- 
verkehr benutzbaren Wasserläufen gemeint. 
Dieser Begriff wurde gewählt oder aus der 
früheren Terminologie beibehalten, um zu 
erläutern, um welche Binnenwasserstraßen 
als Objekte der Bundesgesetzgebung es sich 
handeln soll. Dieser Begriff kann nicht die 
auf den Verkehr sich beziehende und be- 
schränkende Gesetzgebungskompetenz mei- 
nen; denn dann würde sie sich nur auf die 
Binnenschiffahrt erstrecken; und diese Ist 
doch daneben In Artikel 74 Nr. 21 GG aus- 
drücklich genannt. Wäre die Meinung des 
Bundesrates richtig, so wäre wegen der Iden- 
tität der Begriffe die besondere Erwähnung 
der Binnenschiffahrt überflüssig. 

Die Vorschrift, daß der Bund die Gesetz- 
gebungskompetenz nur für diejenigen Bin- 
nenwasserstraßen hat, die dem allgemeinen 
Verkehr dienen, begrenzt somit ganz ein- 
deutig nur das Objekt, auf das sich die Zu- 
ständigkeit bezieht, nicht aber den Inhalt der 
Zuständigkeit zur Gesetzgebung in bezug auf 
die Bundeswasserstraßen. 

Daß In Artikel 74 Nr. 21 GG nicht nur Fra- 
gen des Verkehrs geregelt werden, wird am 
Beispiel des Wetterdienstes bestätigt. Auch 
der Wetterdienst Ist in Artikel 74 Nr. 21 
GG genannt. Bei der Beratung des Gesetzes 
über den Deutschen Wetterdienst vom 11. No- 
vember 1952 (BGBl. I S. 738) hat der Bun- 
desrat nicht bestritten, daß der Wetterdienst 
In allen seinen Aufgaben geregelt werden 
kann und außer dem Verkehr u. a. auch der 
Klimatologie und der Agrarmeteorologie 
dient (vgl. § 3 Abs. 1 des Wetterdienstge- 
setzes). Dieser Hinweis zeigt, daß die Auf- 
fassung des Bundesrates unhaltbar ist, die 
Systematik des Grundgesetzes beweise, daß 


man sich In Artikel 74 Nr. 21 bis 23 aus- 
schließlich auf die Schaffung verkehrlicher 
Gesetzgebungskompetenzen beschränkt habe 
oder habe beschränken wollen. 

Die Bundesregierung hält nach allem an der 
Rechtsauffassung fest, daß der Bund nadi 
Artikel 74 Nr. 21 GG die Befugnis hat, alle 
Rechtsverhältnisse an den Bundeswasserstra- 
ßen umfassend zu ordnen. 

II. 

Verwaltungskompetenz 

Die Ansicht des Bundesrates, der Bund habe 
außerhalb der reinen Verkehrsaufgaben keine 
Befugnis, die Bundeswasserstraßen zu ver- 
walten, ist unzutreffend; sie kann insbe- 
sondere auch nicht auf den Wortlaut des Ar- 
tikels 89 Abs. 3 GG gestützt werden. Diese 
Bestimmung besagt lediglich, daß der Bund 
die ihm nach Artikel 89 Abs. 2 GG umfas- 
send und ohne Einschränkung des Begriffs 
„Verwaltung“ gegebene Verwaltungskompe- 
tenz, soweit es sich um Fragen der Wasser- 
wirtschaft handelt, Im Einvernehmen mit 
den Ländern wahrzunehmen hat. Auch hier- 
zu wird auf die Ausführungen des Bundes- 
ministers für Verkehr vor dem Bundesrat 
am 5. Oktober 1956 verwiesen. 

Wenn Artikel 89 Abs. 3 die Begriffe „Ver- 
waltung“, „Ausbau“ und „Neubau“ neben- 
einanderstellt, so wird damit gesagt, daß sich 
die Tätigkeit der Bundesverwaltung nicht im 
Ausbau und Neubau erschöpft, sondern sich 
ebenso auf die Verwaltung der Wasserstraßen 
im weiten Sinne erstreckt. 

Eine Objektsverwaltung wie die Verwaltung 
der Bundeswasserstraßen Ist schlechterdings 
nicht teilbar. Die Aufgaben dieser Verwal- 
tung, ob es sich nun um Angelegenheiten des 
Verkehrs, der Landeskultur oder der Was- 
serwirtschaft handelt, können nicht verschie- 
denen Aufgabenträgern zugewiesen werden. 
Sie sind so miteinander verknüpft, daß eine 
sinnvolle Trennung nicht möglich ist. Wollte 
man einen solchen Versuch machen, so 
würde dies zum Schaden der Bundeswasser- 
straßen lediglich zu ständigen Kompetenz- 
streitigkelten führen; eine klare Verantwort- 
lichkeit bei der Durchführung der Verwal- 
tung wäre nicht mehr gegeben. 
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